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4. Reichstagung des V. S. A. 

und 

l.lnternationale Konferenz sozialistischer Arzte 

23.-25. Mai 1931 in Karlsbad 

Der Reichsvorstand und die Sektionen in der CSR. berufen die 
Tagung hiermit ein, und zwar mit der vorläufigen Tagesordnung: 


Pai r.h ornn o* 

-■* o o 

(23. Mai) 

1. Bericht des Reichsvorstands. 

Referent: E. Simmel 

2. Berichte der Ortsgruppen. 

3. Der Progrcimmentwurf. 

Referent: Georg Loewenstein 

4. Vorstandswahl. 

5. Die Internationale Konferenz. 

Referent: Ewald Fabian 

6. Aerzte und freie Gewerkschaften. 

Referent: Paul Levy (Reichs- 
sektion Gesundheitswesen) 

7. Anträge. 


loterssatsonalc Kouforonz - - 

(24. . bis 25. Mai) 

1. Berichte der Sektionen. . 

2. Gründung der Intej^tionälen' ■ 
Vereinigung.. sozial istischer Ae rzte 

3. Internationales Büro." 

4. Weltwirtschaftskrise , -^'und Volks- 
gesundheit. Referent: Gg. Engel- 
bert Gral M. d. R., Kollegen aus 
England und Ungarn 

5. Die Sozialisierung des Heilwesens 

Referenten: M. Epstein 
(Deutschland) , Holitscher 
(CSR.), Ein englischer Genosse.' 

6. Arzt und Sozialversicherung. 

Referent: Släbihondek • (CSR.), 

Ein Kollege aus Lettland. Ver- 
treter der Krankenkassen, 


t. 




Am Sonnabend, den 23. Mai, abends findet eine Ö f..f. e n t. l.i c.h c 
Kundgebung in Fischern bei Karlsbad statt. Über das Thema;; 
„Geburtenregelung und Kampf gegen den Abtreibungspärägräphen'*r 
sDrechen: F. Brupbacher (Schweiz). Leun b ach (pärLen^,rk^^ 
ifodann und Julian Mareüse (Deutschland), Max Po p'p er (CSR).'' 

Am Vorabend der Reichstaguhg, Freitag, den . 22.. May ^det 
eine Sitzung des Reichs Vorstands statt. Im Anschluß an die Inter-, 
nationale Konferenz tagen Arbeiter -Gesuhdheitskbmitees und Vier- • 
einiguhgen der verschiedenen Länder. ... 

Die Reichstagung setzt sich zusammen aus den gew^ait^n; 
Delegierten der Ortsgruppen und Landesverbände sowie aus deyMii“' 
gliedern des Reichsvorstands. Teilnähmeberechtigt sind alle Mitgli^ey 
und .. .Genossen. Als Delegationsmodus.; ist , feslge^btzt ;j^rA.uf .Mit* 












Gegen den Paragraphen 2181 










gÜeder wird ein Delegierter gewählt. Bei der Internationalen Kon- 
ferenz wird die Zahl und die Verteilung der Delegierten später be- 
stimmt werden. . 

Anträge für die T agungen müssen bis zum 4. Mai an Gen. 
Dr. Ewald Fabian, Berlin' W 15, Uhlandstr. 52, eingereicht werden. 

Wegen Wohnungsbeschaffung wende man sich rechtzeitig an das 
Lokalkomitee: Gen. Dr. Oskar Simon, Karlsbad, Neue Wiese, Haus 
Simon. Es wird eine größere Zahl von Freiquartieren bereitgestellt. 

Der Reichsvorstand. Die Sektionen in CSR. 

E. Simmel; Ewald Fabian Arnold Holitscher; Max Popper 

Gegen den Paragraphen 218! 

Die Verhaftung unserer Mitglieder Gen. Friedrich Wolf 
und Else Kienle hat eine Volksbewegung gegen die mittel- 
alterliche Abtreibungsstrafe ausgelöst. Neben einer großen 
Zahl von Massenkundgebungen im ganzen Reich hat der VSÄ., 
zuerst in Berlin, zusammen mit einer Reihe anderer Verbände 
eine eindrucksvolle Versammlung veranstaltet. Inzwischen 

■J' X _1.X2 •_ JS V £ 

^na!3Cn. aucn unsere u^peu cmxiv m u«u xvampx cm- 

gegriffen. In Bres lau hat sich unter unserer Führung ein 
dibejrpj^jdtfiilicHis-Aktionskonü^^ dem bis jetzt folgende 

Organisationen angehören; VSÄ., Bund für Mutterschutz, Liga 
für Menschenrechte, Deutscher Freidenkerverband, Rote Hilfe, 

I Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit, Arbjeiterr 
iyö hlf?^hg ty Internationale Arbeiterhilfe, Ifa, Bund entschiedener 
Schulreformer, Internationale Hilfsvereinigung, Sozialistische 
Studenten. Eine überfüllte Versammlung fand im Gewerkschafts- 
haus statt. Die von uns bereits abgedruckte Resolution des 
VSÄ. wurde einstimmig angenommen. In Chemnitz. Zwickau. 
Leipzig bereiten unsere Ortsgruppen ähnliche Kundgebungen 
auf breitester Basis vor. 

Für die Genossin Kienle, die widerrechtlich in Haft ge- 
halten wurde, hat der VSÄ. an den Justizminister von Württem- 
berg folgendes Telegramm gerichtet: 

1 „Verein Sozialistischer Aerzte ersucht dringend sofortige Freilassung 
unseres Mi^liedes Frau Dr. Kienle, Unsere Mitgliedschaft im ganzen Reich 
fordert in Entschließungen und in üherfüllten Kundgebungen Aufhebung der 
Untersuchungshaft. Die tapfere .4erzt!n darf sicht durch Justizmord rfs 
Opfer des § 218 werden!“ 

Mit der Enthaftung der beiden Vorkämpfer ist erst der 
erste Schritt getan. Die Niederschlagung des Stuttgarter 
Prozesses und die Beseitigung des Strafparagraphen können 
nur durch den weiteren entschiedenen Kampf erzwungen werden. 
, Wir veröffentlichen nachstehend eine Sympathieerklärung 
unserer ' tschechischen Sektion und außerdem Äußerungen 
einiger bekannter Persönlichkeiten. 


. 7 > mam m 


Stimmen gegen § 218 




Entscliiiefiimg in der CSR. 
(Jahresversammlung, 15. März in Prag.) 

Der Verein verfolg die durch die Vorgänge in Staiigari im befreun- 
deten Nachbarstaate Deutschland jäh entflammte Volksbewegung zur Be- 
seitigung des barbarischen, der neuzeitlichen Siiilichkeii und Kultur iru 
Gesicht schlagenden, unzählige schuldlose Opfer fordernden Strafgesetz- 
paragraphen, der über die Unterbrechung der Schwangerschaft grausame 
Strafen verhängt, ohne diese auch nur im geringsten eindämmen zu kön- 
nen, mit größter Teilnahme. Er drückt allen Aerzten und V olksheunden, 
die drüben mit Unerschrockenheit und Begeisterung den Kampf für die Be- 
freiung des Volkes von diesem mittelalterlichen Folterwerkzeug aufgenommen 
haben, seine vollste Zustimmung aus. Er hält es für eine seiner dringend- 
sten und wichtigsten Aufgaben, auch in der tschechoslovakischen Republik 
den Kampf gegen den § 144 mit verdoppelter Energie aufzunehmen, denn 
die Verhältnisse hei uns unterscheiden sich in keiner Weise voti denen in 
Deutschland, auch hier richtet dieser Schandparagraph unsägliches Unheil 
an, verbreitet Tod, Siechtum, Angst, Qual und Unrecht. 

Wir fordern das Proletariat, alle fortschrittlich und sozial eingestellten 
Menschen auf,, an diesem Kampfe teilzunehmen. Wir werden nicht «Äer 
ruhen, bis die Frau von der quälenden Fessel, dieses Paragraphen, 
gesundheit von einer gewaltigen und zwecklosen Gefahr befreit Ware 

Für den Verein der deutschen sozialdemokratischen Aerzt^ 
in dar tschschcslovizkischsn Republik 

MUDr. Epstein MUDr. Holitscher 
Schriftführer Vorsitzender 

Stimmen gegen § 218 

Professor Dr. med« Dührssens 

Der Paragraph 218 entspricht nicht mehr dem Volkscmpfindcn und muß 

abgeschafft werden- _ ■ t 

Ich sehe in der sozialen Not eine Anzeige zur Unterbrech^g, 
die vorhandene Familie nur das Existenzminimum hat, und nun durch eine 
neue Schwangerschaft das Budget der Familie untCT das EMStcnzimminum 
herabsinki. Dänu leidet nicht HUT der Fötus, sondern auc«^ die bchm«»' 
gerc und schließlich, da ein Mitesser noch mehr vorhanden ist, me gaj^ 
Familie in ihrer Ernährung. Eine solche Familie gerät in ein^ dauernde 
Zustand von Unterernährung, in einen chronischen Hungerzustand, menn 
sehe ich eine „schwere Gesundheitsschädigimg der ganzen Famlie und 
empfehle, daß sie als eine „rein medizinische Anzeige zur Unterbrechung 
der Schwangerschaft anerkannt wird. - 

Der § 218 hat unendlich viel Elend, auch durch Denunziation^, in 
Familien gebracht und -seinen Zweck der Abschreckung mcht erftilli 
Familien entledigen sich weiter des „Kindersegens , wenn er 
Fluch wird. Die „Gebärfrendigkeit" wird wieder zunehmen 
Familien genügende Arbeit, ausreichende Ernährung und Wohnungsvernalt- 
nisse verschafft werden könnten. 

Die Gefahr der künstlichen Unterbrechung der Schwangorsc^ft wwd 
als Popanz, als Abschreckungsmittel benutzt. Diese 
als sie bei jeder modern geleiteten Geburt vorhanden ist, 
sehr gering — vorausgesetzt, daß nicht -schon pfuschensche Ei^riiifc statt- 
ÄIÄben. An 'diesen sterben ,i»hrlich 
hunderttausende werden für ihr tfanzes Leben 

schwer geschädigt respektive sterif gemacht, die unter günsügeren sozialmi 
Verhältnissen gerne doch Kinder gehabt hätten. 
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In dem ^ Altenburger Prozeß, wo ich als Sachverständiger wirkte, war 
die Oeffentlichkeit nicht ausgeschlossen — die Volksmeinung konnte sich 
also frei äußern: Der Freispruch wurde von tosendem Beifall der gedräng- 
ten Volksmenge beantwc'rtet! 

Dr. med. Margarete Stegssanns 

Der § 218 des Strafgeseühuches will das Rechtsgut des ungeborenen 
Lehens schützen. Seine Verteidiger behaupten, daß sie damit Volksgesund- 
heit und -Sittlichkeit hüten; am meisten ist es aber der Schutz der Be- 
volkerungszunahme, der ihnen am Herzen liegt. 

Nun besteht vollkommene Einmütigkeit darüber, daß trotz des § 218 
die Geburtenzahl in fortschreitendem Absinken begriffen ist; die Unfähig- 
keit des Strafgesetzparagraphen, diesen Rückgang aufzuhalten, ist also dar- 
getan und anerkannt. Die Bevölkerungsbewegung folgt allgemeinen sozialen 
Gesetzen, die uns in allen Zusammenhängen noch nicht vollkommen klar 
sind. Es steht aber schon fest, daß die Zahl der Abtreibungen in einem 
direkten Verhältnis zu der Erwerbslosenziffer steht. Selbstverständlich gibt 
es noch eine Reihe anderer Faktoren; es ist die ganze Bewußtseinslage der 
heutigen Zeit, die sich, wie in allen sozialen Vorgängen, so auch in diesem 
ausdrückt. ^Kann die Strafandrohung hieran nichts ändern, sagen wieder 
die Verteidiger des 218, so muß er trotzdem beibehalten werden; denn 
er bedeutet doch eine Warnung, eine Hemmung, eine Abschreckimg, und 
seine Aufhebung würde die Zahl der Abtreibungen noch mehr in die Höhe 
gehen lassen, und ^dadmch die Geburtenzahl noch mehr zum Sinken brin- 
gen, xch kann weder diesem, noch irgend einem andern Argument zustim- 
men, das zu Gunsten des § 218 ins Feld geführt wird. Das Beispiel von 
Sowjet-Rußland^ beweist, daß die Bevölkerungszimahme eine normale sein 
kann auch bei Straflosigkeit der Schwangerschaftsunterbrechung, Und 
unsere Erfahrungen in Deutschland beweisen, daß der § 218 durchaus nicht 
als Abschreckung wirkt. Rechnet man doch in Deutschland mit der er- 
. schreckenden Zahl von jährlich 800 000 Abtreibungen — einige Autoren 
nehmen sogar 1 Million an! Ich bin deshalb der Ansicht, daß der § 218 
wie ein trauriges Wahrzeichen für die Blindheit und Lebensferne der Mehr- 
zahl der Gesetzgeber in unsere Zeit hineinragt und daß er unübersehbares 
Elend vermsacht. 

Ein Gesetz, gegen das jährlich 800 000 bis 1 000 000 Verfehlungen vor- 
kominen, das_ ist ein schlechtes und lebensfernes Gesetz. Es trägt den tat- 
sächlich existier eüdüu Verhältnissen und der öffentlichen Meinung nicht mehr- 
Rechnung. Gesetze sind nicht nur dafür da, vom grünen Tisch aus zu 
befehlen oder zu verbieten, sie sind vielmehr dafür da, eine vernünftige 
Ordnung in die Lebensverhältnisse der Menschen zu bringen. Dieses Gesetz, 
das .so ungeheuer viele Menschen zu Rechtsbrechern macht, imd zwar Men- 
schen, die im übrigen in keiner Weise staats- oder gesellschaftsfeindlich 
oder gefährlich wären, dieses' Gesetz schafft nicht Ordnung, sondern Un- 
ordnung. Es sind ja Frauen, Mütter, gegen die es sich richtet. Mütter, 
die unter dem Zv/ange einer grausamen Not gegen das Beste ihres Wesens, 
gegen ihre Mutterschaft zerstörend Vorgehen, Diese Not haben diese 
Frauen mcht selbst geschaffen, sie sind deren unschulcBge Opfer, -Sie brau- 
chen Hilfe, nicht Strafe. Soziale Notstände können nur durch soziale 
Maßnahmen behoben werden, nicht aber durch strafgesetzliche Bestimmun- 
gen, Diese fügen nur zur sozialen Not noch eine neue Not hinzu; die 
Angst vor dem Gesetz, die Angst \^or Strafe und Schande. Man rechnet, 
daß jährlich ca. 4000 Frauen infolge von Schwangerschaftsunterbrechung 
N durch unberufene Helfer den Tod. finden. Ungezählte andere erleiden da- 
durch schweren Schaden an ihrer Gesundheit. Sie alle sind die Opfer des-- 
§ 218, Ein blutiger Paragraph fürwahr! Er , .schützt" wirklich die Volks- 
gesundheit auf eine ganz besondere Weise: er stellt sich vor den Hilfe- 
suchenden vor die Tür der Aerzte, wo sie kunstgerechte und sachverstän- 
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dige Hilfe finden könnten, versperrt ihnen den Eintritt und zwingt sie, auf 
Umwegen in dunklen Gassen zu suchen, was man ihnen dort verweigert. 

Weitere Opfer des § 218 sind die Aerzte, die sich von ihrem soziaden 
Verständnis und Mitempfinden leiten lassen und, gegen das Gesetz Frauen 
in dieser N<^ ^e Hilffe geben, die sie suchen. Sie haben ihr soziales Ge- 
wissen mit Gefängnis zu bezahlen, und das bedeutet für einen Arzt den 
Verlust seiner bürgerlichen Existenz. 

^ In einer ^oche, wo die Frauen mitberufen sind, über alle, auch die 
senwierigsten F ragen des öffentlichen Lebens mitzubestimmen, da muß es 
als eine Selbstverständlichkeit angesehen v/erden, daß sie das Recht haben 
müssen, darüber zu bestimmen, ob sie die körperliche und die seelisch- 
geistige Kraft haben, ein empfangenes Kind zur Welt zu bringen oder nicht. 
Soweit sie dafür nicht Verantwortlichkeit und Klarheit genug besitzen, 
müssen sie durch Aufklärung dazu erzogen werden. Erhöhung der Selbst- 
verantwortiiehkeit ist allein im Stande, eine höhere Sittlichkeit zu schaffen. 
Wer, der etwas von Sittlichkeit versteht, kann glauben, daß sie durch 
Strafgesetze hervorgerufen oder vermehrt werd^ könne? 

Aus allen diesen Gründen müßte meiner Ansicht nach der § 218 je 
schneller um so besser verschwinden. So lange er noch existiert, müßte 
er wenigstens dahin abgemildert werden, daß die sozialen Verhältnisse bei 
der Beurteiltmg des Gesundheitszustandes der werdenden Mütter mit zu 
berücksichtigen sind. Heute darf der Arzt eine Unterbrechung nur daim 
vornehmen, wenn das Weiterbestehen der Schwangerschaft Gefahren für 
Leben und Gesundheit der Mutter mit sich bringt. Das Rechtsgut des 
Ungeborenen ist hier schon hinter das Rechtsgut des geborenen Lebens 
zurückgestellt. Aber die B eräc ksicht igung de r soeenahnien sozia len Indi- 
kation, d. s. die sozialen Verhältnisse, Is^t leider auch noch bei den letzten 
Y er handlangen int_Btr jifre c htsau sschuß~ abgelehmi^jt /o rden. Und doch sind 
ersichtlicherweise die sozialen Indikationen medizinische Indikationen. Die 
Tuberkulose einer begüterten Schwangeren, die sich jede Pflege und jedes 
Hilfsmittel der Heilkunst leisten kann, z, B,: ist offenbar ärztlich weniger 
ernst zu beurteilen, als die einer ausgemergelten Proletarierin, die nicht ein- 
mal für sich selber und ihre mannigfachen Aufgaben als Verdienerin, Frau 
und Mütter genügend . Kraft hat, geschweige denn noch für den Aufbau 
eines Kindes, Und so ist es mit den andern Krankheiten auch. 

Proi. Dr. N, Pasche Oserski (Kiew): 

Die SowjetrSexualgesetzgebung hat das Problem der Abtreibung und 
der Verhütungsmittel vom Standpunkt der Arbeiterklasse und vom Stand- 
punkt der Proletarierfrau gelöst. Kann die Frau aus wirtschaftlichen Grün- 
den das Kind nicht aufziehen, und ist der Staat heute noch nicht im-' 
Stande, für jedes neugeborene Kind zu sorgen, so muß er nicht nur die 
Verhütungsmittel, sondern auch die Abtreibung in weitem Umfang zulassen. 
Deshalb unterliegt wegen Abtreibung die schwangere Frau selbst nicht der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit; deshalb ist die Abtreibung, wenn sie 
durch einen entsprechenden Spezialisten und unter entsprechenden Bedin- 
gungen vorgenommen wird, nicht strafbar. Als sozial gefährlich wird nach 
dem Sowjetstrafrecht die Abtreibung nur dann angesehen, wenn sie von 
einer Person, die nicht über die gehörig beglaubigte medizinische Ausbil- 
dung verfügt, oder nicht unter den vorgeschriebenen Bedingungen ausge- 
führt wurde; desgleichen auch im Fall der Nichteinwilligung der schwan- 
geren Frau, 

Die Abtreibung kaim Äosfenfos . vorgenommen werden auf Grund eines 
Beschlusses einer besonderen Kommission, die sich aus Vertretern der 
Frauenorganisation, unter Mitwirkung des örtlichen Medizinalvertreters, 
zusammensetzt, und die diese Frage nach Berücksichtigung der ; materiellen 
Lage der Schwangeren entscheidet. Auf dem flachen Lande entscheidet der 
Kreisarzt über die Abtreibung selbst, Nach dem Zirkular des Volkskom- 



Stinunen gegen § 218 


lussiiriats, £Eur Gesundheitwesen vom Jahre 1926 ist die. Abtreibung nach 
dem dritten Monat d» Schwangerschaft, der Regel nach, verboten. 

.In der Sowjetunion gewinnt die Propaganda für Anwendung von Ver~ 
hufün^mitteln eine immer größere Bedeutung. Bereits im Jahre 1923 
einpfiehlt das Volkskommissariat den Frauenberatungsstellen, die Frauen 
dbw die. Schutzmittel aufzukl^ren. Für die wissenschaftliche Grundlegung 
dieser Arbeit besteht in Moskau die Zentralkommission zur Erforschung 
der VerhütungsmitteL In den Apotheken und Drogerien werden die Ver- 
hfittmgsmiti.el frei verkauft. 


AKoiis Paqaeii 

Da der § 218. jährlich zehntausende von Frauen zu Verbrechern stem- 
pelt,. bin ich iär seine Abschaffung. Aber es ist doch schon so, daß die 
Gefängnisse nicht ausreichen würden, wepn alle Vergehe. , gegen diesen Pa- 
ragraphen wirklich vor Gericht kämen. Die Zahl der gewollten Abtrei- 
bungen r^yird bereits ebenso hoch eingeschätzt wie die Zahl der Geburten; 
ich Hnde es schrecklich, daß der Tod so breit an die Stelle des Lebens 
tritt! In Deutschland werden jetzt mehr Eben geschlossen als Kinder ge- 
boren. 1928 gab es in einer Riesenstadt wie Berlin nur 40 000 Säuglinge, 
aber 200 000 Hunde. Und auf dem Lande ist die Lage nicht besser als 
in: den Städten. Die Gesellschaft von heute ist allerdings wahrhaftig nicht 
so, daß sie ein inneres Recht hätte, von irgend einer Frau zu fordern, daß 
sie gegen ihren Willen einem Kinde das Lehen gehe. Aber es steht außer 
Frage, daß die Abtreibung für viele Frauen etwas ist, das sie traurig tmd 
krank macht. So bedeutet der Kampf gegen den § 218 wohl eine Hilfe im 
sozialen Elend, aber er beseitigt nicht das schlimmste Uebel, an dem beide 
Geschlechter leiden, nämlich die Lebensangst. Ich sehe keine andere wirk- 
liche Abhilfe als dis Umwandlung dieser Lebensangst in einen stählernen. 
Kampfwillen zu einer grundlegenden Aenderung der Menschen- und Vclker- 
gesellschaft, den Willen zur Mobilmachung aller jetzt noch schlummernden 
oder abgesperrten produktiven Kräfte, zur gemeinsamen Arbeit an den 
unendlichen Naturschätzen der Erde. 


ProL Dr« Anna Siemsens 


Ich halte den § 218 für ein Musterbeispiel dafür, wie man die Folgen 
und Symptome wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Mißstände nicht be- 
kämpfen soll. Das Uebel der Abtreibung wird durch ihn nicht gemindert 
und kann nicht gemindert werden, sondern wird in die Verborgenheit ge- 
drängt, wo es tun so verheerender wirkt. Wem daran liegt, daß durch 
wiiksame soziale Maßnahmen die Voraussetzungen für Erzeugung iind Er- 
ziehung . einer gesunden Jugend geschaffen werden, der muß diesen ver- 
hängnisvollen Paragraphen bekämpfen. 


Herbert Eulenbergs 

-Was ich gegen den ruchlosen § 218 unseres Strafgesetzbuches zu sagen 
habe,, das ist von mir schon vor Jahren in einem Büchlein: „Das keimende 
Leben“ geäußert worden. Das steht auch in meinem Leiden- und Freuden- 
spiel: „Mächtiger als der Tod", das im Verlag von J. Engelhorns Nachfolger 
in Stuttgart erschienen ist. Ich freue mich, unter den jungen heutigen. 
Schriftstellern und Dichtern so viele tapfere Mitstreiter zu finden, die sich 
in diesem Kampf um die Freiheit der Frau und der Liebe mit der gleichen. 
Entschiedenheit und Entschlossenheit einsetzen, wie ich es getan habe. Es. 
erhebt einen jeden Winkelried, der der Freiheit eine Gasse gebahnt hat. 
zu vernehmen, daß nach ihm neue Streiter gegen die Philister und Frauen- 
feinde Vordringen. 


Jttchacz, M. d. R.S 

■ Die Berechtigui^ der Bestimmungen des Strafgesetzbuches, nach denen, 
die Frau, die ihre Schwangerschaft unterbricht, bestraft wird, wonach nicht. 






m 


Stimmen gegen § 218 



nur der Kurpfuscher oder die „Weise Frau", was berechtigt ist, sond^ 
auch der medizinisch und chirurgisch geschulte. Arrf mit schwwen Strafen 
belegt ist, ist heute im Volksempfindsn längst überholt, wenn sie ub^haiq»t « 
ie bestanden hat. Die von Statistiken, Sozialhygienikern, SozialpolitAcra 
angenommene Zahl bis 900 000 sogenannter „Abtreibungen (welch schi^- 
liches Wort! gibt doch die beste Antwort auf die Frage nach «wer Be- 
rechtigung. Den Gegnern meiner Anschauung, daß Sitten und Gebrä^c, 
damit also auch das Verhalten der Mensche, in allen Fragen des Ehe- 
und Sexuallebens sich nach den sozialen Verhältnissen formen, mochte ich 
noch sagen: Nicht dadurch bekämpft man die von dra Frauen selbst oder 
von Unberufenen ausgeführten Eingriffe, indem man Frauen imd Aerztc iM 
Gefängnis steckt, sondern nur dadurch, daß man bessere soziale Verhält- 
nisse schafft und weitgehende Aufklärung über Möglichkeiten der 
nisverhütung ver-nittelt. Damit ist zugleich das gr^dsatzliche ffagV daß 
,nir Frauen von der Sozialdemokratie nicf^^tJOO-Astkangfit,^^ 
an 'SidE'lmdr'WiT^ner nur eine groUTsoziale Erschemung m^t durch 
Polizei und Justiz bekämpfen, sondern, wie es richtig uno allem Erfolg ver- 
sprechend ist, mit sozialen Mitteln und auf sozialem Boden, auf dem me 
entstanden ist, Den Frauen aber möchte ich es noch besond^s 
es sich im bestehenden Gesetz um eine Einstellung handelt, die im 
eine Ausnahme gegen das weibliche Geschlecht und — in 
gegen den sozialdenkenden Arzt ist. Auf die Fronen 
politische Haltung aber wird es ankommen, ob diese ^d and^e Am 
nSebestimmungSn, die sich gegen sie richten, in absehbarer Zeit fallen 

oder nicht. 

GeoTi£ Hermann: 

Ich bin, solange ich denken kann, nicht erst seit heute oder ßestcra 
für die lestlose Aufhebung des blutigen § 218. Wenn ich das 
hier schreibe, so habe ich mir das wohl überlegt. Dem 
gcsp-tzbuch gibt es keinen zweiten Paragraphen, der soviel Elend ubw einen 
Teil Sres Volkes bringt und der solche Hekatomben von wertvollem 
Leben iährlich fordert. Man kann mit Bestimmtheit es aussprechen, daß es 
keinen Mord an einer Frau, keinen Selbstmord einer Erau ^schen acht- 
zlhn und vierzig gibt, dessen eigentlicher Schuldiger mcht 
ominöse und unmögliche, und heute wie ein Kropf in Deuts^l^d so über 
Säe für Sl heutige Deutschland so schädliche, und barbarische, zu 
Zeiten eines Frauenwahlrechts geradezu lächerliche Paragraph ist, 

FürTe lüSzahl in Deutschland gibt es nur eine regulierende Instam, 
««Jl selbst, sowie die sozialen und die eigenen 

liehen Verhältnisse ihr in der Ehe Kin(^r gestatten, hat sie 
mehr als eins weniger. Außereheliche Geburten, die ^'® . > 

KiX immer in Frai stell^, und der 

bringen, sind natürlich ein Nonsens in einem Land, in dem der Aroeitsiose 
“'^efwS'te^zrtSSädriÄe, W natürUch.mit Vermeid^ te 

ge otae N^e^Unule anfsnden kann. Mich 

fr die Hälfte unserer Emwehn«schaft - und zwar ie 

j:.. n-++ 2 S.<®;ß»l dieses Paragraphen immer noch “®“® „ 

dm FrauruÄechtlll - gefallen" läBt Wenn eines em „Volksbejehren 
ist und rechtfertigt, so seine sofortige Aufhebung. 

/ Tony Sender, M.» d« R<: . « wr. , ,, j 

private Sanatorien in genügender Zahl finden, in denen ihnen arzt-icne niiie 
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zuteil wird) ohne daß sie Strafe zu befürchten oder ihren Körper zu ge- 
fährden brauchen. Nur die Aermsten wissen in ihrer Verzweiflung oft 
keinen anderen Ausweg, als den eigenen Körper aufs schwerste zu gefähr- 
den und zu schädigen, auf ärztliche Hilfe zu verzichten oder sie zu spät 
in Anspruch zu nehmen. 

Dabei reden auch wir wahrlich nicht der Abtreibung das Wort! Viel 
h^ser ist vernünftige Aufklärung über die Verhütung. Sorge man zunächst 
einmal durchgreifend für diese. Duüber hinaus aber muß der Arzt befugt 
sein, . auf Grund gewisser eugenischer, hygienischer und sozialer Indikatio- 
nen den Eingriff vorzunehmen. 

Als Klassengeseiz, das der § 218 mit seiner einseitigen Bedrohung der 
Aermsten ist, muß er unbedingt fallen! 

Dr. Gasiav Wyneken: 

i Daß der § 218 StrGB. radikal aufzuheben ist, kann ebensowenig noch 
fraglich sein, wie die Aufhebtmg des § 175, der Todesstrafe xind ähnlicher 
Rechtsrudimente, die Ueberbleibsel eines alten religiös bedingten Rechtes, 
längst zu bösartigen Fremdkörpern in unserem heutigen Rechtsorganismus 
geworden sind. Freilich ist hier wie in ähnlichen Fällen noch nicht alles 
damit getan, daß man eine einzelne überlebte, superstitiöse Bestimmung 
beseitigt — man muß zugleich den ganzen Rechtskomplex, zu dem die Be- 
stimmung gehört, auf eine andere Basis stellen, in Lesern Fall also: die 
Sexualität mehr als heute zur Privatsache machen. Wenn man z. B. den 
§ 218 zwar aufhöbe, gleichzeitig aber den Vertrieb antikonzeptioneller Mit- 
tel verböte oder erschwerte, wäre vielleicht ein großes Unheil durch ein 
eben so großes ersetzt. Denn es darf nie vergessen werden, daß die Ab- 
treibung in jedem Fall ein großes Uebel, ihre Freigabe also auch eine Ge- 
fahr ist. Es muß zugleich alles geschehen, um dis Zahl der Abtreibungen 
zu ; vermindern: durch Erziehung und Belehrung sowie durch leichte Er- 
reichbarkeit geeigneter Mittel. 

Was nötig wäre, ist eine Reformation der öffentlichen Meinung, des 
„Volksempfindens". Mit ein bißchen Aufklärung und Fortschritt hie und 
da ist es nicht getan, es bedarf einer radikalen Nachprüfung und Erneue- 
rung unseres Empfindens und Urteilens auf diesem Gebiet. 

Proi. Dr. Gustav Radbruchs 

' Am 31. Juli 1920 habe ich gemeinsam mit der Genossin Bohm-Schuch 
und 53 andern Mitgliedern der sozialdemokratischen Fraktion im 
Reichstage den Antrag gestellt, der die Erörterung über die Reform des 
Abtreibungsstrafrechts eingeleitet hat. Dieser Antrag lautete: „Die in den 
§§ 218 und 219 StrGB. bezeichneten Handlungen sind. nicHt strsifbsr, v/ghh 
sie von der Schwangeren oder einem staatlich anerkannten Arzte iimerhalb 
der ersten drei Monate der Schwangerschaft vorgenommen worden sind." 
Ich habe diesen Antrag in einer gemeinsam mit dem Genossen Prof. Alfred 
Grotjahn, Berlin, im Dietz -Verlag herausgegebenen Broschüre begrün- 
det, auf die ich verweisen zu dürfen bitte. Wiederholte Vorstöße im Reichs- 
tage haben dann zu der heutigen gemilderten Fassung des § 218 geführt. 
Auch dieser gemilderten Fassung gegenüber bleibt aber unsere Forderung 
der Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung in den ersten Monaten 
bestehen. Solange die Abtreibupg noch Sträftac, wenn auch mit noch so 
weit gemilderter Strafe, bleibt, ist der zur Unterbrechung der Schwanger- 
schaft entschlossenen- Frau der Weg zum Arzt verschlössea und nur**die 
Hilfe bedenklichster Elemente des Kurpfuschertums zugänglich. Die Opfer 
an Gesundheit und Leben von Schwangeren, die auf diese Weise der § 218 
verschuldet, widersprechen dem eigenen Zweck dieses Paragraphen, der 
Volksgesundheit und Volks Vermehrung zu dienend 


Werbt neue Mitglieder für den V. S. Ä.! 
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Von Prof. A. V, K n a c k , 

(Allgemeines Krankenhaus Barmbeck in Hamburg.*) 

Die Ausführungen des Kollegen Wolf in Nr. 2 Z. neh- 
men Stellung zu einem wichtigen Gebiet der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege. Sie sind deshalb besonders zu begrüßen. 

Das moderne Krankenhaus mit seinen exakten diagnosti^ 
sehen Möglichkeiten und seinen objektiv kontrollierbaren the- 
rapeutischen Methoden ist heutzutage der zuverlässigste Fak- 
tor in der Krankheitsbehandlung geworden. Bei dem weiteren 
JAusbau der öffentlichen Gesxmdheitspflege wird man Arbeit 
und Organisation der allgemeinen Krankenhäuser in vielfacher 
Beziehimg zum Vorbild nehmen können. 

Es ist darum außerordentlich wichtig, daß gerade in tmse- 
ren Kreisen die Frage erörtert wird; Wie können die bisher 
noch bei der Bevölkerung bestehenden Vorurteile gegen das 
öffentliche Krankenhaus überwunden werden? Denn diese 
Vorurteile werden häufig identifiziert mit vorgefaßten Meinun- 
gen, die in der. Bevölkerung gegen eine Verstaatlichung des 
Gesundheitswesens zum Teil gefühlsmäßig vorhanden _ smd, 
zum Teil von interessierten Kreisen bewußt in unsachlicher, 
nicht seiten hetzerischer w'eise genährt werden. 

Die Ueberwindung solcher Vorurteile wird erheblich da- 
durch erschwert, daß neben den öffentlichen Krankenhaus- 
betrieben fast überall noch Privatkliniken bestehen, die vor- 
zugsweise von der gutsituierten Bevölkerung benutzt werden, 
während die allgemeinen Krankenhäuser der minderbemttcl- 
teil Bevölkerung zur Unterkunft .dienen« Es mußte daher in 
erster Linie seitens der verantwortlichen Stellen dahin ge- 
strebt werden, daß die klinische Behandlung der gesamten Be- 
völkerung nur in öffentlichen Krankenhäusern stattnnciex. 
Allerdings müßte die Unterbringung der Kranken der allge- 
meinen Klasse überall eine den modernen sozialen .^orde- 
rungen entsprechend behagliche und freundliche und die . cr- 
pflegung eine ausreichende, abwechslungsreiche und wohl- 
schmeckende sein. Denn bei der sozialen Schichtung m unse- 
rem Gesellschaftskörper wird man vorläufig im allgemmnen 
Krankenhause um die Einführung verschiedener Unterbm- 
gungsklassen. nicht herumkemmen. Ich halte a-.er _as . or- 
handensein von Privatstationen in öffentlichen ^ankenh^sem 
immer noch für zuträglicher als das Nebenein^derbestehen 
von öffentlichen Krankenanstalten mit nur III. Klasse neben 
Privatkliniken mit nur I. und II. Klasse. Da die Z^hl der rn^ 
vatkranken im Verhältnis zur Zahl der in der allgcmemen 

Siche die Artikel über das Krankenhausproblem von Günther Wolf 
ux^d Fritz Steiner im uSoz« Arzt VIL Jahr^. Nr« 2« 
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Klasse verpflegten minderbemittelten Kranken stets nur eine 
geringe sein wird, dürften etwaige Mißstände durch allzu er- 
hebliche krasse oder herausfordernde Unterschiede in Unter- 
bringung lind Verpflegung leicht vermeidbar sein. Die Träger 
der öffentlichen Gesundheitspflege müßten natürlich gleich- 
zeitig darauf achten, daß in den von privater Seite getragenen 
allgemeinen Krankenanstalten — ich denke hier insbesondere 
an die in manchen Gegenden Deutschlands sehr stark verbrei- 
teten religiösen Anstalten — analoge Verhältnisse geschaffen 
werden wie in den öffentlichen Anstalten. Härten würden 
sich weiter dadurch vermeiden lassen, daß man bei der Rege- 
lung der Besuchszeit, in den Fragen der Anstaltskleidung und 
dergleichen einen verständnisvollen Ausgleich anstrebt. 

Als besonders wichtig muß die Beseitigung der Unterbrin- 
gung der Kranken in großen Sälen angesehen werden. Diese 
Massenquartiere — auch heutzutage findet man noch Kran- 
kensäle mit 30 und mehr Betten in „modernen“ Krankenhäu- 
sern — sollten baldigst einer vergangenen Zeit angehören. Die 
Frauen und Männer der arbeitenden Bevölkerung haben den 
berechtigten Wimsch nach imgestörter, behaglicher Unterbrin- 
gung in kleineren Räumen. Man sollte bei Neu- oder Um- 


bauten überhaupt nur noch Räume 
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ten bauen. Diese Kleinraum-Kramkenhäuser werden auch den 
jAnsprüchen der rein ärztlichen Unterbringung der Kranken 
weit eher gerecht. Es wird vielfach in übertriebener Weise 
betont, daß Kleinraumkrankcnhäuser wesentlich höhere Be- 
triebskosten, insbesondere höhere Personalkosten verursachen 
würden, Wenn auch zugegeben werden muß, daß eine ge- 
wisse Vermehrung der Ausgaben durch die Einrichtung kleine- 
rer Räume nicht zu vermeiden sein wird, so würden diese 
vermehrten Kosten doch relativ gering sein gegenüber den 
erheblichen Vorteilen, die für den ärztlichen Betrieb ebenso 
wie für die Kranken dadurch zustande kommen. 

. Eine Neuorganisation nach den erwähnten Gesichtspunk- 
ten könnte wesentlich dazu beitragen, die Vorurteile der Be- 
völkerung gegenüber der Unterbringung im allgemeinen Kran- 
kenhaus zu beheben. Natürlich muß auch der Verkehrston 
gegenüber den Kranken seitens der Verwaltung, der Aerzte 
und des Pflegepersonals vielfach noch gebessert werden. Heut- 
zutage würde es sich leider oft noch empfehlen, über das Ein- 
gangsportal zum öffentlichen Krankenhause das Motto zu 
setzen; „Das Krankenhaus mit seinen Einrichtungen und dem 
gesamten Personal steht im Dienste des Kranken, nicht um- 
gekehrt!“ Bei der großen Zahl von Kranken, die alljährlich 
durch die Krankenhäuser hindurchgehen, ist das Publikum im 
allgemeinen über Geist und Ton im Krankenhause ausreichend 
informiert. Selbstverständlich kann die Belehrung über den 
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Krankenhausbetrieb in seiner Gesamtheit durch Führung von 
Laienkreiser auch bei der Ueberwindung der gegen das Kran- 
kenhaus bestehenden Vorurteile durchaus förderUch seini 
In der vom Kollegen Wolf angeschnittenen Sektionsfrage 
können die Krankenhäuser, insbesondere die in ihnen beschäf- 
tigten Aerzte, nicht allzu viel tim. Hier käme es insbeson- 
dere auf die verständnisvolle Unterstützung maßgebender nicht- 
ärztlicher Kreise in Politik und Verwaltung an. Leider haben 
bisher auch die sozialistischen Parteien in Deutschland dieser 
Frage noch zu wenig Bedeutung beigelegt, obwohl man er- 
warten sollte, daß gerade die sozialistischen Kreise fürLeichen- 
sezierung sowohl vom wissenschaftlichen wie sozialen Stand- 
punkt als auch unter dem Gesichtspunkt der allgemeinen Auf- 
klärung weitestgehend eintreten müßten. Statt dessen kom- 
men von dieser Seite her oftmals mehr Hemmungen als För- 
derungen. Ganz unverständlich muß es z. B, einem sozialisti- 
schen Arzt erscheinen, daß in der hamburgischen Bürgerschaft 
die kommunistische Fraktion wiederholt die Forderung vor- 
trug, daß Sektionen nur nach Befragen und mit Zustimmung 
der Angehörigen in den staatlichen Krankenhäusern vorgsnom“ 
men werden sollten. Es ist nach den von mir persönlich ge- 
machten Erfahrungen allerdings nicht ohne weiteres damit zu 
rechnen, daß die bei der Bevölkerung vorhandenen gefühls- 
mäßigen Widerstände gegen die Leichenöffnung durch eine 
sachliche Aufklärung über die Bedeutung der Sektionen in wis- 
senschaftlicher wie sozialer Richtung zu überwinden sind, denn 
oft tragen selbst geschickt gehaltene belehrende Vorträge vor 
Laien oder entsprechende Artikel in der Tagespresse nicht 
dazu bei, die Zahl der Sektionsverweigerimgen in den Kran- 
kenhäusern zu vermindern, sondern im Gegenteil zu vermeh- 
rend Es wird sicherlich noch lange dauern, bis wir mit einer 
Teichsgesetzlichen Regelung werden rechnen können, nach der 
jefier Verstorbene, gleichgültig, ob er im Krankenhause oder 
außerhalb desselben stirbt, seziert werden muß. Dieses Ziel 
wird umso schwerer zu erreichen sein, als die unbedingte Not- 
wendigkeit der Leichenöffnung in allen Fällen einem Nichtarzt 
kaum je verständlich gemacht werden kann. Solange wir mit 
den erwähnten Schwierigkeiten noch zu rechnen haben, wird 
man versuchen müssen, durch ein verständnisvolles Zusammen- 
arbeiten mit verantwortlichen Kreisen der Behörden einen er- 
träglichen Zustand zu erreichen. Hierbei könnten die soziali- 
stischen Aerzte durch persönliche Fühlungnahme mit einfluß- 
reichen Vertretern der Arbeiterparteien sehr verdienstvoll 
mitwirken. , 

Daß die kirchlichen Einflüsse in öffentlichen, nicht reli- 
giösen Krankenanstalten sich oft recht störend bemerkbai* 
machen, ist bekannt. Die in Hamburg getroffene Regelung, 
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nach der in den staatlichen Krankenanstalten keine aus öffent 
liehen Mitteln besoldeten Geistlichen mehr tätig sind, dafür 
aber den Kirchengemeinschaften der verschiedenen Richtungen 
die Genehmigung erteilt ovorden ist, von ihnen zu bestimmende 
Geistliche mit der Seelsorge der ihrer Kirchengemeinschaft 
angehörenden Krankenhausinsassen zu beauftragen, hat auch 
nicht zu einer befriedigenden Lösimg geführt, da nicht alle 
Geistlichen über das erforderliche Taktgefühl verfügen, das 
zu einer reibtmgslosen Arbeit in einer öffentlichen Kranken- 
anstalt erforderlich ist. Solange auch bei den Krankenhaus- 
behörden wie bei den Direktionen vielfach noch eine kirch- 
liche Einstellung vorhanden ist, wird die Durchführung des 
O^undsatzes, daß nur solche Kranken kirchlich betreut werden, 
die den Besuch des Geistlichen ausdrücklich wünschen, sehr 
erschwert sein. Es ist ja auch nicht nur dafür Sorge zu tragen, 
daß unerwünschte Seelsorge bei den erwachsenen Kranken- 
hausinsassen unterbleibt, sondern auch Kinder und Jugend- 
liche dürften nur dann von einem Geistlichen betreut werden,. . 
wenn die Erziehungsberechtigten ihre Zustimmung dazu aus- 
drücklich erteilt haben. Einen 'W0R0Ti'f 5cliu.t2 dcir JCt’s,”*' 

ken gegenüber unerwünschter kirchlicher Betreuung und Be- 
unruhigung sehe ich in einem gut durchgebildeien, aufgeklar- 
ten und die Interessen der Kranken wahrenden Kranken- 
pflegepersonal. 

Die Herstellug eines guten Verhältnisses zwischen Kran- 
kenhaus und öffentlicher Meinung könnte im besonderen die 
Aiügabe des sogenannten Fürsorgedienstes im Krankenhaus 
grüher soziale Krankenhausfürsorge) sein. Leider hat diese 
Einrichtung noch an keinem Orte die Aufmerksamkeit ge- 
funden, die sie verdient. Dadurch kommt es, daß die vorhan- 
. denen Einrichtungen der sozialen Krankenhausfürsorge ent- 
weder zu klein und daher in ihren Leistungen imzulänglich sin^ 
oder daß die in der sozialen Krankenhausfürsorge tätigen Per- 
sonen nicht die Eignung und Vorbildung besitzen, die für eine 
soziale Arbeit auf Grund neuzeitiger Ansprüche erforderlich 
sind. Zurzeit ist selbst in Hamburg die soziale Krankenhaus- 
lursorge in der Hand der Landesorganisation des roten Kreu- 

1--0 leistet lediglich einen erheblichen Zuschuß,, 

überläßt die praktische Arbeit aber v/eitgehsnd der ’^rivaten. 
Organisation. Diese Tatsache führt als solche schon dazu, daß 
^e zu betreuenden Kreise der werktätigen Bevölkerung den 
Urganen der Krankenhausfürsorge mit großer Skepsis gegen- 
uberstehen. Eine neutrale staatliche Organisation könnte 
sicherlich Ersprießlicheres leisten. 

Vielfach wissen aber die für die Vertretung der Arbeiter- 
interessen verantwortlichen Kreise selbst außerordentlich we- 
nig von diesen Dingen und darum erscheint es mir sehr wich- 
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tig, daß sich die sozialistischen Aerzte in ihrer Gesamtheit 
weit mehr als bisher in den politischen Orgaxiisationen der 
Arbeiterschaft, sowie in den freien Gewerkschaften, als auch 
in der Arbeiterwohlfahrt usw, zur aufklärenden Mitarbeit 
über die das öffentliche Krankenhauswesen betreffenden wis- 
senschaftlichen imd sozialen Belange zur V^erfügung stellen. 
Es ist anzunehmen, daß dann viele Mißstände, die heutzutage 
im Krankenhauswesen noch vorhanden sind, durch Selbsthilfe 
und Selbstschutz der genügend aufgeklärten Krankenhausinsas- 
sen behoben werden können. Es würde auch auf diesem 
Wege ein günstiger Einfluß auf die für das Krankenhauswesen 
verantwortlichen behördlichen Stellen möglich sein. 

Ein Gesetz 

zur Vorbereitung des nächsten Kriegesl 

Von Dr. R, E 1 k a n - Hamburg. 

Das Reichsinnenministerium hat den Ländern unter II A 
2505/13 12. II den Entwurf eines „Gesetzes über den Verkehr 
mit Arzneimitteln und Giften“ (Arzneimitteigesetz) zugesteUt,- 
Der Entwurf soll in Kürze im Reichstag beraten werden. 
Einige nicht ganz uninteressante Paragraphen aus diesem Ent- 
wurf seien im Folgenden zitiert. 

§ 13 

Die Reichsregicrung kann mit Zustimmung des Reichsrates Vorschriften 

erlassen c t> 

a) über Gewinnung, Herstellung, Zubereitung, Beschaffenheit, Prüfung, Be- 
zeichnung, Verpackung, Aufbewahrung, Beförderung, V e r s c h re i 
und Abgabe von Arzneimitteln und Arzneien, sowie über die Ueber- 

wachung dieser Tätigkeiten ... i a • j 

e) über das Ankündigen und Anpreisen von Arzneimitteln, Arzneien und 

f) 'über^die Einfuhr und Ausfuhr von Arzneien, Arzneimitteln und Giften. 

§ 7 \ 

1, Die Reichsregierung kann mit Zustimmimg des Reichsrats verbiete, daß 
bestimmte Arzneimittel, Arzneiformen oder . Arzneien im Verkehr mit 
Verbrauch*»' ri außerhalb der Apotheke angeboten, zum Verkaufe 
rätig gehalter, -eilgehalten, verkauft, abgegeben oder sonst in den yer- 
kehr gebracht werden. ' . 

§ 8 

^ -ii 
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1, A.rzneimittei oder A.rzneien anzubieten . . (etc. wie oben) die bei 
ihrem bestimmungsmäßigen Gebrauch allgemein geeignet sind, Gesund- 
heitsschädigungen herbeizuführen, ^ ^ 

Das klingt alles ganz außerordentlich vernünftig, nicht 
wahr? Was aber die Reichsregierung tatsächlic.h mit diesem 
Gesetz anzufangen gedenkt, dessen 25 Paragraphen sic mcht 
zum Nutzen, sondern — wie wi^ gleich zeigen werden, 
Schaden der Volksgesundheit in Kraft zu setzen versucht, 
-das geht hervor aus 
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En Gesetz zur Vorbereitung des nächsten Krieges! 


§ 3 

welcher lautet; 

LDie Reicbsregierung kann mit Zustimmung des Reichsrats den Vor- 
a schnftra dieses Gesetzes oder den auf Grund des Gesetzes zu er- 
las^den Besümmungen oder teilweise unterstellen 
cj Mittel, zur Verhütung der Schwangerschaft, die geeignet sind, Ge- 
sundneitsscnadigungen hervorzurufeja, 

Unterbrechung der Schwangerschaft, 
c) Verbandmittel, 

B®bebung besonderer körperlicher Zustände- 

bestimmt sind, 

g) Geg^tände, die zu den gleichen Zwecken bestimmt sind, wie die in 
fr ^ vorstehend in § 3 aufgeführten Mittel, Gegenstände zur 
Verhütung der Schwangerschaft jedoch nur, wenn sie geeignet sind» 
uesundheitsschädigungen hervorzurüfen. 

2. Die l^ächtigung des Abs. 1 erstreckt sich auch auf einzelne Mittel 
oder Gegenstände der in Abs. 1 aufgeführten Gruppen. 

1 wird geschehen, wenn dieser Entwurf Gesetzeskraft 
erlangt? Die Keichsregierung wird zunächst einmal ihre Sach- 
yerstandigen zusammentrommeln und ihnen sagen: „Meine Her- 
ren !_ Es ist Ihnen in Deutschlands großer Zeit gelungen, den 
ungeheuren Nähr- und Wehr-Wert der Steckrübe haarklein 
und aufs ^ssenschaftlichste zu beweisen. Wiederum ist es an 
T“’’ 2 'd retten! Beweisen Sie uns, daß 

alle Mittel zur Verhütung einer Schwangerschaft „geeignet 
^®?un^cilsschädigimgen hsi%^crzurüfen“.“ Kollegenr 
Glauben Sie, die Sachverständigen werden versagen? Sie wer- 
en nicht versagen und haarklein alles beweisen, was man 
innen zu beweisen auftragen wird. 

Und dann wird die Regierung beginnen mit den „auf 

Gesetzes zu erlassenden Bestimmungen", denn 
Unterbrechung einer Schwangerschaft braucht 
«e (vgl § 3d) ja nicht einmal die Sachverständigen! Diese 
k k - verbieten, auch wenn sie gar keine Gesntid- 

neivssciiauigungen nervorzurufen geeignet sind. 

Und dann wird die Reichsregierung verbieten. 

Haniiel "verschwinde^^ Verhütungsmittel aus dem legalen 

werden die, ^ die sie bis heute mit Erfolg und 

äI*® Gesimdheitsschädigung angewandt haben, wieder 
zum Abtreiber laufen müssen. 

=‘*‘‘“><>00 jährlich 20- oder 30000 

werden die Verhütungsmittel illegal im Schleich- 
handel wieder auftauchen. Aber sie werden irrsinnig teuer 
tT/j unkontrollierbar — verfälscht sein. 

schäften Staatsanwalt, 

scbatten und es wird Uebertretungsprozesse hageln. 

Und —• da wohl vermutlich der § 218, ganz gewiß da«s 

hei weitem gesundheitsschädlichste Verhütungsmittel, nicht 
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durch dieses Gesetz aufgehoben werden wird, wird man auf 
diese Weise ja wohl endlich einmal mit dem Geburtenrück- 
gang fertig werden und die Reservearmee für den nächsten 
frischfröhlichen Krieg auf die Beine stellen. 

Und damit dürfte dann einer der wahren Zwecke dieses 
— bei oberfläcUicher Betrachtimg so human erscheinenden 
Gesetzes erfüllt sein. 

Antwort: Es gibt keine Verhütungsmittel, die bei sach- 
gemäßem Gebrauch geeignet sind, Gesundheitsstörungen her- 
vorzurufen. 

Und Mittel zur Unterbrechung der Schwangerschaft^ zu 
verbieten, auch wenn sie gar nicht gesundheitsschädlich sind, 
ist ein Schlag gegen die Volksgesundheit, denn wir 
werden sehen, wie statt dieser harmlosen Mittel die pfusche- 
rische Abtreibung angewandt werden wird. 

Diese Paragraphen sind überflüssig und gefährlich! 

Dieser Gesetzentwurf muß mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln bis zum äußersten bekämpft werden! 


Die seelischen Erkrankungen als soziales 

Problem 


Von Wilhelm Reich (Berlin] 


aus- 


Die seelischen Erkrankungen wurden bisher fast 
schließlich vom psychologischen Standpunkt betrachtet. Die 
Psychoanalyse war als erste naturwissenschaftliche Psycholo- 
gie in der Lage, die Genese, Dynamik und Oekononiik der 
neurotischen Erkrankung befriedigend zu lösen und der indivi- 
duellen Psychotherapie eine solide theoretische Basis zu geben. 
Die Hauptsätze dieser Theorie lassen sich kurz wie folgt zu- 
sammenfassen: 


1. Die Neurose entsteht als krankhafte Lösung des Konfliktes zwischen 
primitiven kindlichen Ansprüchen und der versagenden Außenwelt. 

2. Der grundlegende psychische Prozeß, der zur Neurose führt, i^ die 

Verdrängung verpönter sexueller Wünsche, die niemals fehlen, während an- 
dere nicht spezifisch zur neurotischen Erkrankung gehören. -Der dyna- 
mische Kern der Neurose ist immer die infolge der Verdrängung ge- 
stautesexucllcEnergie. l-j- 

3. Die Sexualverdrängung und die ihr folgenden' Prozesse schamgen 
die Gesamtaktivität der Person und ihre Fähigkeit, mit den rewen Kon- 
flikten des täglichen Lebens fertig zu werden; sie schädigen insbesondere 
die soziale Leistungsfähigkeit und die Funktion des 

Sexuallebens. .... , , n. v 

4. Die Heilung erfolgt durch Aufdeckung der unbewußten Konflikte, 
durch Lösung der Verdrängungen und kindlichen Fixierungen. Dadurw 
werden die in der Neuros;^ gebundenen Triebkräfte frei zur yerwenatmg in 
den Aufgaben des sozialen und sexuellen Seins. An die Stelle newotischcr 
Triebbefriedigungen tritt sexualökonömisches Geschlechtsleben, mcht be- 
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friedigbare primitive Triebregungen werden sublimiert und in sozialen Be- 
tätigungen zur Abfuhr, gebracht. 

Die Psychoanalyse, untersuchte also die psychischen Pro- 
zesse, wie sie sich im neurotisch erkrankten Individuum ab- 
spielen, machte konkrete Angaben über die Entwicklung die- 
ser Prozesse, indem sie das bis dahin vernachlässigte kindliche 
Sexualerleben erforschte, und konnte so zum Schluß kommen, 
daß die Schicksale, die die kindlichen Triebe in der Familien- 
bindung, im Liebes- und Haßkonflikt mit Eltern, Erziehern und 
Geschwistern erfahren, zentral bestimmend für das spätere 
Schicksal der Person sind. 

_ gellen wir die Neurosenfrage soziologisch, so haben wir 
drei Fragen zu beantworten: 

1. Ist die Neurose ein Problem der Massen der werktätigen Bevölke- 
rung oder nur, wie manche nicht gerade musterhaft orientierte Genossen 
glauben, ein Ergebnis bourgeoisen Müßigganges? Hat die Neurose, im Falle 
erstes bejaht ist, eine gesellschaftliche Bedeutung? 

2. Aus welchen Gründen erzeugt die bürgerliche Gesellschaft Neu- 
rosen und mit welchen ihrer Institutionen? 

3. Wie sind die Möglichkeiten der Neurosenprophylaxe und der Mas- 
sentherapie der Neurosen in der bestehenden gesellschaftlichen Situation? 

1. Ist die Neurose ein Problem der Masse? 

^ Ich ™uß yorausschicken, daß die Schwierigkeiten einer 
Wissenschaftlich restlos befriedigenden Untersuchung dieser 
Furage m der bürgerlichen Gesellschaft unüberwindbar sind. 
JJa ist zunächst die allgemeine Sexualscheu und die spezielle 
Ablehnung des Ernstes solcher Fragestellungen und Unter- 
suchungen. Dazu kommt das aktuelle Ueberragen der wirt- 
schafthehen Fragen. Es wirkt nahezu lächerlich, wenn man zu 
einer Stempelstelle geht oder zu einer politischen Sektion und 
dort das Ansuc**en stcxd, eine massenstaiistische Untersuchung 
durchzufuhren, jedes einzelne Mitglied der Organisation nach 
seinen psychischen Zuständen zu fragen und seine intimen 
fragen zu erörtern, erstens, ohne dazu aufgefordert, worden zu 
sein, und zweitens, dies in einer Zeit zu tun, wo die wenigsten 
wissen, wo sie das Brot für den nächsten Tag herbeischaffen 
werden. Das ändert nichts daran, daß diese selben Arbeits- 
losen, Angestellten und Arbeiter in Massen zu den Versamm- 
lungen strömen, wenn über diese Fragen gesprochen wird, weil 
sie dori Hilfe erwarten und ein wenig Klarheit. 

Es müssen erst spezielle Situationen ausgenützt werden, 
die durch ernste Behausung des Themas und Schaffung einer 
entsprechenden Atmosphäre hergestellt wurden. Mit der ge- 
genwärtigen öcxualstruktur der Massenindividuen ist ohne 

anzufangen. Das Proletariat ist von der 
bürgerlichen Sexualmoral verseucht. 


■ '•■ . '7 ' . '■ ■ ' ■ ■ ' ' 
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Wir sind also auf stichprobenhafte statistische Unter- 
suchungen, auf Berichte von Arbeitern in den Sexualbera- 
tungsstellen über ihre und ihrer Genossen Nöte und die star- 
ken Eindrücke aus der psychoanalytischen Praxis angewiesen. 

Wir wollen zunächst vier Ergebnisse von statistischen Ver- 
suchen Vorbringen, die wir keineswegs als endgültig betrachten. 
Eine Korrektur der prozentuellen Verhältnisse nach oben oder 
iinten wird sich wohl bei breiteren Untersuchungen ergeben. 
Eine Korrektur der Statistiken hinsichtlich ihrer Genauigkeit 
ergibt sich aber schon jetzt aus den Anamnesen bei Einzel- 
beobachtung. Untersucht wurden eine ko mmun istische Jugend- 
gruppe, eine jüdisch-sozialistische Arbeitergruppe, die Ver- 
sammelten bei einem Vortrag von Max Hodänn und die Mit- 
glieder einer Freidenkerortsgruppe in einer Sexualversamm- 
lung. Die angewendete Methode war die: Nach einem Vortrag 
über ein sexuelles Thema, das auch die seelischen Störungen 
behandelte, wurden Fragebogen verteilt mit der mündlichen 
Aufforderung, sie in der Pause auszufüllen und dann abzu- 
geben. Der Fragebogen enthielt nur drei Fragen; 

Erstens! i.hnhen Sie sich seihst, hefrisdi^t? In welchem A.lter be- 
gann es?“ 

Zweiten.s; „Haben Sie geschlechtlich verkehrt? In welchem Alter zum 
ersten Male?“ 

Drittens: „Leiden oder litten Sie an seelischen Störungen?" (Zutreffen- 
des unterstreichen.) Angeführt waren folgende neurotische Symptome; 
Kopfschmerzen, Hitze-Kälte Gefühle, Schlaflosigkeit, .Arbeitsstörung, Ge- 
dächtnisschwäche, Unaufmerksamkeit, Angstzustände, Anfälle von Bewußt- 
losigkeit, Zwangs denken, Zwangshandlungen, Verstimmung, Vereinsamung, 
Störungen beim Geschlechtsverkehr, keine Befriedigung beim Geschlechts- 
verkehr, 

Wir sehen, daß in erster Linie aktualneurotische und um- 
schriebene psychoneurotische Symptome sowie grobe Sexual- 
störongen erhoben wurden. Die Vernachlässigung der viel 
weiter verbreiteten charakterneurotischen Störungen sollte 
garantieren, daß eher eine Unterschätzung als eine Ueber- 
schätzung erfolgt, sie sind auch ungleich schwerer statistisch 
zu fassen als die umschriebenen Symptome. 

Zunächst die Versammelten beim Vortrag Max H o d a n n: 

Von etwa 800 Anwesenden gaben nur 132 ausgefüllte Fragebogen ab, 
was natürlich den Wert des Ergebnisses beträchtlich vermindert. Wir wer- 
den. aber Gelegenheit haben, das Ergebnis an günstigerem Material zu über- 
prüfen. Als weitere Einschränkung ist hery«rzuheben, daß in einem Vor- 
trag über ein sexuelles Thema von vornherein mehr neurotische Personen 
erfaßt werden als in einer geschlossenen Gruppe, Von den 132 waren 73 
Männer und 59 Frauen, 69 proletarischer und 63 kleinbürgerlicher Her- 
kunft (nach Beruf der Eltern erhoben). Es erwiesen sich von den 132 Per- 
sonen 25 (23 M,, 2 W.) als symptomfrei und 107 (50 M., 57 W.) als mit 
einer Neurose behaftet; das sind 81 Prozent neurotisch und 19 Pro.zent 
gesund. Nach Geschlechtern geordnet ergeben sich: 96 Prozent kranke und 
4 Prozent gesunde Frauen, 75 Prozent kranke und 25 Prozent gesunde 
Männer. Dieses Verhältnis des starken Ueberwiegens der Neurosen bei den 




i'i Hl I M l __ ^ ''t ' »* ^ 









Die seelischen Erkrankungen als soziales Problem 


Frauen trifft ganz mit unseren Erwartungen überein, daß die Frauen, die 
unter ^ößerem Verdrängungsdruck ihrer Sexualität stehen, auch einen hö- 
heren Prozentsatz an Netirosen aufweisen. Jetzt einige Detailergebtdsse; 
Von 50' 'neurotischen Männern gaben 27 an, potenzgestört zu sein, und 20, 
noch nicht verkehrt zu haben. Von 57 neurotischen Frauen sind 23 sexual- 
gestört, 22 hatten keinen Verkehr. Nimmt man hinzu, daß viele Frauen 
nicht wissen, was „Befriedigung“ heißt (was selbst bereits ein Zeichen der 
Se.xualstörung ist), so ergibt sich aus dem Ganzen der statistische Nach- 
weis des Satzes, daß es keine Neurose ohne genitale Funktionsstörung gibt; 
während andere Symptome variieren, bleibt die Genitalstörung in der Neu- 
rose konstant.^) Das Neurosenproblem ist also ein sexualsoziologisches 

Die Ergebnisse in einer Freidenkerversammlung: 

Von etwa 1000 Teilnehmern (Mitglieder der Freidenkerorganisation in 
Ottakring, Wien, einem ausgesprochen proletarischen Bezirk) füllten 306 
Arbeiter (167 Männer und 139 Frauen) die Fragebogen aus. Davon waren 
nur 10 Personen (6 W. und 4 M.) kleinbürgerlicher Herkvmft. Die erfaßte 
Masse war also zu fast hundert Prozent proletarisch. Davon waren gesund 
66 oder 21,9 Prozent, neurotisch 240 oder 78,1 Prozent. Auch hier war der 
Prozentsatz bei den Frauen höher als bei den Männern: 94 Prozent neu- 
rotischer Frauen standen 64,6 Prozent neurotischer Männer gegenüber. Von 
106 neurotischen Arbeiterinnen gaben 69 Störung beim Geschlechtsverkehr 
und 25 keinen . Geschlechtsverkehr gepflegt zu haben, an. Von 109 Arbei- 
tern hatten 64 Potenzstörungen (46 ejaculatio praecox, 13 Erektionsstörung, 
5 keine Befriedigung) und 25 hatten noch keinen Geschlechtsverkehr. Als 
neurotisch wurden nur solche Fälle bezeichnet, die mindestens zwei Symp- 
tome . angaben. 

An dieser Gruppe wollen wir auch die Art der Störungen spezifizieren. 
Es fanden sich: 

bei Angst- u. Herzneur. Arbeitsst. Verstimmung Schlafstörg. Sex. Störg. 

u. Vereinsamung 

131 neur. W. 78 60 92 47 94 

109 neur. M. 52 48 84 31 89 

, Man könnte hier einwenden, Verstimmung etwa und Schlafstörung seien 
auf die große materielle Not zurückzuführen. Demgegenüber ist zu sagen: 
gewiß wirkt diese Ursache, Aber die 66 gesunden Arbeiter standen unter 
den gleichen Bedingungen ihrer materiellen Lage ohne neurotische Symptome 
zu produzieren. Die Wirkung der realen Sorgen ist eben" keine direkte, 
auch keine einfache, sondern der seeliche Apparat reagiert auf die mate- 
riellen Sorgen mit neurotischen Symptomen nur dann, wenn gleichzeitig, 
durch andere ökonomische Faktoren (Wohnungsmisere, keine Konzeptions- 
verhütung — daher coitus interruptus, sexualverdrängende Erziehung usw.) 
die seelische Oekonomie neurotisch gestört ist. 

Eine Kontrolle bietet ja auch die Massenuntersuchung in der Sexual- 
beratungsstelle und die individuelle Analyse, die ergeben, daß sich als 
uiunittelbare Basis der Symptome immer sexuelle Störungen vorfinden. Im 
übrigen ist es ganz unrichtig und beruht auf einer irreführenden Einengung 
des ■ Begriffes „materielle Ursache“, wenn man darunter nur die Not des 
Hungers und nicht auch die Not der Sexualbefriedigung verstehen will. 
Ist die Triebkraft der Sexualität weniger materiell begründet tmd gesell- 
schaftlich in der Befriedigung eingeschränkt als die des Hungers? _ Das 
kann niemand behaupten, der einmal mit der Sexualnot der Massen in 
Berührung gekommen ist. Man schränkt die Bedeutung der Not des Hun- 
gers gewiß nicht ein, wenn man dies feststellt, denn es läßt sich leicht er- 

Der klinische Nachweis, daß der sexuelle Konflikt der Kern der 
Neurose bildet, durchsetzt die gesamte psychoanalytische Literatur. Den 
Beweis, daß die Genitalstörung für die Neturose spezifisch ist, wurde 
von mir in „Die Funktion des Organismus“ erbracht. 
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weisen, daß die Nahrungsnot provokatorisch auf krankmachende sexuelle 
Konflikte wirkt. 

Man könnte auch einwenden, daß die Prozentzahlen nicht stimmen, denn 
die Mehrheit habe nicht ausgefüllt imd vielleicht deshalb, weil sie gesund 
und uninteressiert war. Ich kann das für diese Gruppen nicht wieder- 
legen, führe nun aber zwei Gruppen an, die vollzählig ausfüllten. Zu- 
nächst die Gruppe der jüdisch-sozialistischen Arbeiter r 

Von 52 Personen erwiesen sich neurotisch 33, gesund 19, das sind 
neurotisch 65,4 Prozent, gesund 34,6 Prozent. Nach Geschlechtern: M. ge- 
sund 17 (48‘'/o), neurotisch 20 (52%), W. gesund 2 (13%), neurotisch 13 
(87%). 

Die durchschnittlichen Prozentzaihlen sind also in dieser geschlossenen 
Gruppe etwas niedriger als in der offenen Versammlung; in der geschlos- 
senen erweisen sich etwa ein Drittel, in der offenen etwa ein Viertel als 
gesund. 

Zur weiteren Kontrolle noch eine kommunistische Jugendgruppe von 
35 Genossen. Hier verhielten sich die Neurotischen zu den Gesunden wie 
19 : 16, also etwa 55 Prozent neurotisch zu 45 Prozent gesund. 

Bei aller Vorsicht bei der Beurteilung dieser vier Stichproben dürfen 
wir zusammenfassend sagen: die Prozentzahlen der neurotischen Erkrankun- 
gen liegen nicht unter 50 Prozent, bei den Frauen steigen sie bis zu 90 Proz. 

(Fortsetzung folgt.) 


Von Dr. B. T o t i s - Budapest. 
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Es tauchen Sclb?5t^ierigkeiten auf, wenn man irgendeine 
psychologische Betrachtungsmethode mit einem Weltanschau- 
ungssystem vergleichen will. Eine psychologische Methode ist 
zweifellos zur Untersuchung von Weltanschauungen geeignet, 
sie gibt Aufklärung über deren Entstehung. Doch ist cs zweifel- 
haft, ob man psychologische Feststellungen vom Standpunkte 
irgendwelcher Weltanschauung zum Gegenstand der Kritik 
machen darf. Wenn wir die moderne Psychologie und den 
Sozialismus einander gcgciiüLusisidicii, Su wumcii irtTii uic ge- 
genseitigen Einflüsse einer wissenschaftlichen Methode imd 
einer Weltanschauung untersuchen. Die Frage ist auch des- 
halb interessant, weil man heutzutage sehr oft eine Kritik der 
modernen Psychologie vom Standpunkte der sozialistischen 
Doktrin hört und andererseits gleichzeitig die Erfahrung macht, 
daß versucht wird, einzelne Feststellungen der ^ modernen 
Psvchologie als Gegenargumente gegen die sozialistische W elt- 
anschauung auszunützen. L 

I. 

Wir haben uns schon daran gewöhnt, daß der Kapitalismus 
jede neue Wissenschaft gern zur Untergrabung der sozialisti- 
schen Weltanschauung verwendet. Wir haben gesehen, daß 
man den Roman von H.G, Wells. Die Welt William Clissolds 

als eine neue Wissenschaft Clissoldismus genagt — gegen 

den Sozialismus ausspielt, und wir wundem uns nicht darüber, 
daß die herrschende Gesellschaftsklasse einige Lehrsätze , der 
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modernen Psychologie und des Freudismus zur Herabsetzung 
des Wertes der sozialistischen Weltanschauung verwenden will. 
Diejenigen, die dies tun, stellen das Problem ungefähr folgen- 
dermaßen: Der Mari^dfjmus lehrt, daß der moralische, ethische, 
politische, religiöse Zustand des Individuums abhängig ist von 
dem Wirtschaftssystem, in welches der Betreffende einge- 
gliedert ist. Und siehe, es entsteht eine neue Wissenschaft, die 
Wissenschaft des Freudismus, welche mit ihren Mitteln bewie- 
sen hat, daß der Mensch von den in seinem Unterbewußtsein 
verborgenen Instinkten, von den im tiefsten Innern seiner Seele 
: gehegten Wunsch-Zuständen abhängt. Sein Schicksal, Charak- 
ter imd Glückszustand werden letzten Endes durch diese und 
nicht durch seine äußeren Verhältnisse bestimmt. Zweifellos 
erklärt der Freudismus den Charakter aus den ersten Ein- 
drücken der frühen Kindheit, auch aus solchen seelischen Be- 
strebungen, die in ihrem Ursprimg von äußeren Umständen und 
•Gesellschaftsverhältnissen unabhängig sind. Hieraus bildet sich 
ein andauernder Urkern, der auf die äußeren Zustände rea- 
giert. Die Riesenleistung der modernen Psychologie besteht 
ebön darin, daß 4® die Zusammenhänge dieses Urkerhs und 
ihre Reaktions weise gegenüber der Außenwelt klargelegt hat. 
Wenn aber auch behauptet wird, daß dieser reagierende Kern 
konstant und unabänderlich ist, und wenn man das Ver- 
ständnis eines Menschen gerade durch die Kenntnis der 
Art seiner Reaktion ermöglicht sah, so hat doch die^ Psycho- 
logie nie daran gezweifelt, daß auch die Außenwelt und der 
soziale Zustand Aenderungen . unterworfen sind. Es ist selbst- 
verständlich, daß mit der Aenderung der äußeren Umstände 
auch die Einwirkungen, die den reagierenden Kern treffen, ver- 
schieden sein werden. Derartige Wirkungen, die einen Charak- 
terzustand oder eine neurotische Verschiebung zustandebrin- 
.gen, stammen natürlich aus der Umgebung, sind also durch die 
soziale Lage bedingt. Der soziale Zustand, in welchem das 
Kind aufwächst, bestimmt also die Qualität, ja sogar vielleicht 
auch die Intensität der Eindrücke. Es ist allzu leicht, Beispiele 
zu bringen, die begreiflich machen, welchen schweren seeli- 
schen Verletzungen ein proletarisches Kind ausgesetzt ist, das 
in einer überfüllten Einzimmerwohnung aufwächst, gegenüber 
Eindrücken, die das Kind der wohlhabenden Klasse empfängt. 

Dis Verkennung der Forschungsergebnisse der modernen 
Psychologie, die diese als im Widerspruch mit der marxisti- 
schen Erkenntnis annehmen zu müssen glaubte, stammt daher, 
daß der Freudismus bestrebt ist, das Individuum nicht aus sei- 
nen äußeren Umständen schlechthin, sondern aus seiner Reak- 
tionsweise auf diese äußeren Umstände zu erklären. Der Freu- 
dismus leugnet mit dieser Untersuchungsmethode daher keines- 
wegs die sozialpsychologischen Faktoren bzw. all jene Uebel- 
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stände, die das Individuum im sozialen Leben treöen können. 
Ein Beispiel genügt, um zu zeigen, welche Störungen diese 
Fehldeutungen oder Mißverständnisse der Psychologie hervor- 
rufen können.*) Irgendwo behauptet Freud, daß die revolutio- 
nären Bestrebungen aus dem unterdrückten Aufruhr der Seele 
gegen die Vatergewalt entspringen. Es ist interessant, die An- 
strengung zu sehen, mit welcher man diese Erklärung auf jede 
revolutionäre Gesinnung, auf jedes gegnerische Verhalten gegen 
die bestehende Gesellschaftsordnung anzuwenden versucht. 
Aber noch interessanter, daß auch die Sozialisten diesen Freud- 
schen Lehrsatz gern benützen, um zu beweisen, daß der Freu- 
dismus eine antisoziale Wissenschaft sei. Der von Freud fest- 
gestellte Ursprung eines revolutionären Verhaltens als Folge 
eines unbewußten Widerstandes gegen väterliche Gewalt, kann 
bei dem Neurotiker lediglich als neurotisches Symptom Gel- 
t tin g haben, es kann sich aber auch real auswirken, durch ent- 
sprechende Erlebnisse ausgelöst. 

Die Reaktionen des Individuums auf reale Zustände, auf 
Uebelstände der Außenwelt, können symptoniatischen Aeußc- 
rungen seines Uiiterbewußtscins, die aus seinem Innenleben 
stammen, gleichen. Wenn jemand reale Schwierigkeiten, z. B. 
schwere finanzielle Sorgen, große Zahlungsverpflichtimgen, 
denen er nicht nachkommen kann, hat, so ist es nicht möglic^, 
den ursprünglichen Tatbestand, sondern höchstens die seelische 
Reaktionsweise imd ihre symptomatische Aeußerung mit Hilfe 
der Psychoanalyse zu untersuchen. Man kann an solche, aus 
realen Gründen stammende Seelenzustände nicht mit 
Psychoanalyse herantreten, ebensowenig wie man die aus z.ah- 
lungssorgen stammende Seelenstörung eines Kaufmannes durch 
Analyse heilen kann. Doch kann der Freudsche Lehrsatz nicht 
deshalb verworfen werden, weil auch reale Uebelstänue neu- 
rotische Zustandsbilder hervorrufen können. 

Die Psychoanalyse bezweifelt also keineswegs, daß reale 
Veränderungen der Außenwelt auch Reaktionen in der seeli- 
schen Innenwelt auslösen. Andererseits war sie nie Vertrete- 
rin einer Weltanschauung. Freud selbst ist in seinen Schriften 
sehr vorsichtig und verwahrt sich ausdrücklich dagegen, üaß 
man seine psychologische Methode als Weltanschauung b^an- 
delf. In seinem letzten Werk „Das Unbehagen in der Kul- 
tur“ äußert er sich zwar skeptisch gegenüber der Annahme, 
als ob die kollektive Produktion nach Ausschaltung der durch 
die kapitalistische Gesellschaft bedingten materiellen Differen- 
zen die im Menschen an sich liegenden Aggressionstrie bc zum 
Schwinden bringen könnte. Er gesteht aber gleichzeitig, daß 


*) Dieses Beispiel besteht aus den Bemer^ngen die zu der freudisti- 
schen Erklärung des Revolutionärismus von beiden Seiten gemacht werden. 
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er nicht imstande ist, eine bessere Lösung zu geben. Diese 
persönliche Konsequenz Freuds aus seiner Lehre ist aber nicht 
antisozial, wie auch seine Tendenz nicht antisozial ist, den 
Menschen auch noch in seiner Unabhängigkeit von wirtschaft- 
lichen Produktionsmethoden zu erforschen. 

II. 

In der sozialistischen Literatur tauchen immer öfter Be- 
anstandtmgen gegen die Freudsche Wissenschaft seitens der 
Vertreter der sozialistischen Doktrin auf. Nach und nach wird 
die Meinung zum Gemeinplatz, daß der Freudismus eine anti- 
soziale Wissenschaft sei. 

Es kann nicht genug betont werden, daß Irrtümer und 
grobe Fehler entstehen, wenn eine wissenschaftliche Methode 
auf Grund einer Weltanschauung kritisiert wird. Denn was 
würde die Folge sein, wenn man beispielsweise die Astrono- 
mie oder die Chemie auf Grund irgendeiner Weltanschauimg 
kritisieren wollte. Das würde nicht nur einen methodologi- 
schen Fehler der Denkart bedeuten, sondern auch mit einer 
Beschränkung des wissenschaftlichen Horizontes eine Ein- 
engung der Lebensbetrachtung selbst. Der Gegensatz zwischen 
Sozialismus und Freudismus ergab sich, weil jener sich zu starr 
an seine selbständige Wissenschaftlichkeit klammerte. Dies 
wird sofort bewiesen, wenn wir kurz die Gründe zusammen- 
fassen, auf deren Basis die Sozialisten die Kritik des Freudis- 
mus rmternehmen. Die Gründe, die den Sozialisten zu einer 
kritischen Stellungnahme dem Freudismus gegenüber veranlaß- 
ten, sind kurz folgende; Die moderne Psychologie (Psychoana- 
^se) hat ihre Beobachtungen, Feststellungen imd Gesetze auf 
Grund der Untersuchung des Seelenlebens des Individu- 
ums geschaffen. Die Resultate dieser Forschungen scheinen 
im Widerspruch zu stehen mit jener Beobachtung, welche die 
Menschengruppe, die Masse, zum Mittelpunkt ihrer Forschung 
gemacht hat. Mit anderen Worten: das Interesse des Sozialis- 
mus an der modernen Psychologie erstreckt sich auf deren 
Forschungsergebnisse über die innerseelischen Eigenschaften 
der die Masse zusammensetzenden Individuen. Das Interesse 
der^ modernen Psychologie hingegen an den Feststellungen der 
sozialistischen Weltanschauung bezieht sich auf die marxisti- 
schen Erkenntnisse über die Einwirkung der die Masse be- 
stimmenden Zustände auf die Entwicklung des Einzelindivi- 
duums, An diesen Berührungspunkten entstehen jene schein- 
baren Gegensätze zwischen der modernen Psychologie und der 
sozialistischen Weltanschauung, So stellt z, B. die moderne 
Psychologie fest, daß in jedem Menschen gewisse Strebungen 
und Wimschzustände schlummern, welche von allen Gesell- 
schaftsformen und Produktionssystemen unabhängig, das See- 
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lenleben des Menschen ständig aktiv beeinflussen. Weiterhin 
stört den Marxisten jene Erfahrung der modernen Psychologie, 
deiß der Mensch ein antisoziales Wesen sei, dem man — wie 
dies Freud in seiner „Zuktmft einer Illusion*’ behauptet — 
die Kultur nicht nur aiifzwingen, sondern auch ihm gegenüber 
eigentlich verteidigen muß. Diese und ähnliche Behauptungen 
sind es, die dem Sozialismus die Anerkenmmg der modernen 
Wissenschaft der Psychologie erschweren. 

Das Bild des Menschen, welches den Feststellimgen die- 
ser modernen Psychologie entspricht, wird nur noch deutlicher, 
wenn wir das Phänomen der Kirnst und des produktiv künst- 
lerischen Schaffens in den verschiedenen Zeitaltern und bei 
verschiedenen sozialen Zuständen psychoanalytisch betrachten. 
Daraus ersehen wir, daß die tmbewußten Wunschregungen den 
eigentlichen Inhalt des Kunstwerkes, unabhängig von jeder 
wissenschaftlichen Konstellation, bestimmen. Der Inhalt blieb 
stets derselbe; lediglich die künstlerische Form erfuhr eine 
Aenderung, dem jeweiligen Zeitalter entsprechend. Deshalb 
stellte die Aesthetik in den Mittelpunkt ihrer Forschimg auch 
die Form und nicht den Inhalt der künstlerischen Produkte. 
Die Kunstwerke ais JJokumente der menschlichen öeele erhär- 
ten die Feststellungen der modernen Psychologie, nach der die 
menschliche Seele beständige, von jeder Gesellschaftsform un- 
abhängige Triebkräfte in sich birgt. 

Der Marxismus kann diese Erfahrungstatsache ruhig hin- 
nehmen. Denn der Freudismus tut dem Sozialismus keines- 
wegs, dadurch Abbruch, daß er unsere Kenntnis von der Seele 
des Menschen durch neue Erfahrungen bereichert. Wenn die 
Psychoanalyse auch feststellt, daß Aggressionsstrebungen im 
Menschen so konstant und unabänderlich sind, daß diese auch 
bei einer kollektiven Produktionsmethode nicht verschwinden 
wef den, selbst wenn die kollektive Produktionsmethode die 
realen Anlässe dafür beseitigt, — so bezweifelt sie doch an- 
dererseits das Bestehen solcher realen Ursachen in der heuti- 
gen Gesellschaft nicht und enthebt den Sozialisten nicht der 
Notwendigkeit des Kampfes um die Beseitigung dieser Reali- 
tät. Der Freudismus wird auch seinerseits sich dahin auswir- 
ken, diesem Aggressionstrieb des Menschen einen Ausweg zu 
eröffiien. Der wissenschaftlich denkende Marxist sollte also 
die Feststellungen der modernen Psychologie nicht verwerfen, 
sondern sie in Rechmmg ziehen. Wissenschaft und Welt- 
anschauung können hier wohl gemeinsame Wege haben. 

Jene Feststellungen der modernen Psychologie, daß die 
Menschen im tiefsten Innern ihrer Seele gleichartig sind, kann 
zum Hauptfeiler der Bestrebimgen zur Erreichung einer kol- 
lektiven Gesellschaftseinrichtimg werden. Es gibt keinen hö- 
heren wissenschaftlichen Beweis für die Berechtigung dieses 
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marxistischen Ideals als gerade den Freudismus. Denn mit 
ihm kann , man am überzeugendsten für die Notwendigkeit 
eines Gesellschaftssystems argumentieren, welches gleiche 
äußere Umstände miS gleiche Lebensbedingungen für die aus 
gleichen Antrieben geschaffenen und schaffenden Menschen 
anstrebt. 


RUNDSCHAU 


Osterzensuren. 

.Der V.S. Ae. fährt seit vielen Jah- 
ren konsequent den Kampf gegen den 
§ 218. Das hat sich in weitesten 
Kreisen herumgesprochen. Aber die 
„Rote F ahne“ tadelt uns wieder 
einmal, weil wir uns nicht bedin- 
gungslos einem sehr einseitig zusam- 
mengesetzten „Kampfausschuß“ an- 
geschlossen haben. Erneut stellen 
die naientierten Klcssenhänipfer 
fest, daß wir längst auf gehört haben, 
eine Organisation zu sein, von der im 
Kampfe gegen Klasssnmsdizin und 
Kulturreaktion etwas zu erwarten 
wäre. Wir sind an sich nicht ge- 
neigt, das Urteil der R. F, sehr tra- 
gisch zu nehmen. Ganz besonders 
auch deshalb nicht, weil wir einige 
Tage später ein Schreiben der 
„Kommunistischen Reichs- 
tagsfraktion“ erhielten, die 
wesentlich anders über uns urteilt. 
Darin heißt ess 

„Eure Entschließung zum Fall 
Friedrich Wolf und zum § 218 
haben wir erhalten. Wir sind über 
die Stellungnahme des Vereins 
' Sozialistischer Aerzte zu dieser 
die breite Oeffentlichkeit außer- 
ordentlich interessierenden Frage 
' erfreut. . . . Wir drücken den 
Wunsch aus, daß der Verein auch 
in der öffentlichen Propaganda 
des Kampfes gegen den § 218 sich 
mit allen Mitteln einsetzt.“ 


Panzerkreuzer und Sozial- 
poütik. 

Was bedeuten die lumpigen 
10,8 Millionen für die erste 
Rate des Panzerkreuzers B in- 


nerhalb eines 11 Milliarden- 
Etats? Mit diesem demagogi- 
schen Kniff wird an vielen » 
Stellen der Panzerkreuzer- 
Wahnwitz der Regierung Brü- | 
ning und der Sozialdemokratie | 
gerechtfertigt. Kein Zweifel — 
es sind größere Summen sinn- 
los verpulvert worden. Aber 
welche Rolle selbst 10,8 Mil- 
lionen in der Zeit der Massen- 
not spielen, kann man z. B. 
daran erkennen, daß die 3 
Millionen, die der Reichstag 
für Kinderspeisung bewilligt 
und gegen die der Reichsrat 
gegen seine Gewohnheit kei- 
nen Einspruch erhoben hat, 
noch nicht gedeckt, also noch 
keineswegs gesichert sind. 

Ganz-4:u schweigen von den 
anderen sozialen Abbaumaß- 
nahmen, die bevorstehen. Die 
Gutachterkommission über die 
Arbeitslosigkeit, in der die 
Gewerkschaften bezeichnen- 
derweise nicht vertreten sind, 
hat sich bisher nur mit den 
Doppelverdienern und der Ar- 
beitszeit beschäftigt; jetzt 
wird sie daran gehen, die So- 
zialpolitik, insbesondere die 
Arbeitslosenversicherung, un- 
ter die Lupe zu nehmen. Soll 
sie die Grundlage für eine 
neue Notverordnung schaffen, 
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die . die Sozialpolitik auf der 
ganzen Linie abbaut? Die Be- 
fürchtung liegt nahe. Im 
Reichsarbeitsministerium liegt 
ein „Reformvorschlag'' der 
Vereinigung Deutscher Arbeit- 
geberverbände, der wieder 
einmal die „Gefahrengemein- 
schaft" propagiert; die Regie- 
rung plant, die Knappschafts- 
leistungen abzubauen und 
überdies zu ihrer Sanierung 
die ohnehin notleidende Inva- 
lidenversicherung heranzuzie- 
hen, die ihrerseits wieder aus 
der Angestelltenversicherung 
gespeist werden soll! Für die 
Arbei tslosenversiche- 
r u n g wird nicht nur eine 
Verkürzung der Unter- 
stützungsdauer, sondern auch 
eine Senkung der Unter- 
stützungssätze als Ersparnis- 
«uelle diskutiert. Noch schlim- 
mer fast ist es um die Aus- 
gesteuerten bestellt; die 
Regierung macht keinerlei An- 
stalten, Krisenfürsorge und 
gemeindliche Wohlfahrt durch 
eine einheitliche Arbeitslosen- 
fürsorge zu sichern, zu deren 
Finanzierung auch die Länder 
beizutragen hätten. 

Einsparungen auf der gan- 
zen Linie werden sich in 
nächster Zeit als „dringend 
ei'forderlich" heraussteilen. 
Dann werden die Arbeitslosen 
und Sozialversicherten, auf 
deren Rücken wieder einge- 
spart werden wird, wohl eine 
andere Antwort auf die Frage, 
ob es wirklich auf die paar 
Panzerkreuzermillionen an- 
kommt, geben, als denen, die 
die Regierimg Brüning stützen, 
lieb ist. 


.t-ii 

Wohnungsnot und kein Ende. 

Im Gr. -Berliner Verein für 
Kleinwohnungswesen sprach 
der Direktor der Wohnungs- 
fürsorgegesellschaft, Baurat 
Dr. S ch al 1 e n b er g e r , 
über den Berliner Wohmmgs- 
bau seit dem Kriege. Als Er- ' 
gebnis des bisherigen Woh- 
nungsbaues seien 135000 Woh- 
nungen für 475 000 Personen 
festzustellen. Bedauerlich sei 
die Zurückdrängung des Flach- 
baues, der in den letzten sechs 
Jahren von 27% auf nur 5% 
zurückgegangen sei. Stati- \ ; 
stisch erfaßt gibt es in Berlin V 
jetzt 1 13 275 Haushaltun- 
gen, dienichtineigner 
Wohnung, sondern in 
Untermiete unterge- 
bracht. sind. Und 40 000 
Familien leben in Kel- 
le r w o Ii n u n g e n I Diese 
trostlosen Wohnungszustände 
werden sich keineswegs bes- 
sern. Denn die Berliner Be- 
völkerung mußte zwar seit 
1924 über 300 Millionen Mark , 
an Hauszinssteuermitteln auf- 
bringen. Sie wurden aber für 
den staatlichen Ausgleichs- 
fonds verwendet. Auf diese 
Weise werden im laufenden 
Jahre höchstens 14 000 
Wohnungen mit Hauszinsgel- 
dern finanziert werden. 

Es darf zwar immer wieder 
festgestellt werden, daß es 
ohne gesunde Wohnungsver- 
hältnisse keine gesunden imd 
wertvollen Mitglieder der Ge- 
meinschaft geben kann, daß 
die Wohnung die Grundlage 
für das geistige und körper- 
liche Wohlbefinden eines je- 
den Menschen ist. Aber für 
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die Beseitigung von Woh- 
nungsnot und W ohnuagselcnd 
ist angeblich wie für soziale 
und hygienische Erfordernisse 
kein Geld vorhanden. Es fehlt 


11UR nicht — zum Tröste sei 
es gesagt — für Luxusbauten, 
Vergnügungspaläste, für Renn« 
Sport, für Heer und Marine und 
für andere produktive Zwecke. 


nichts angchen. Der H. B, ist eine' 
Vereinigung, die die wirtschaft- 
lichen Interessen der Aerzte zu ver- 
treten hat, und es ist nicht einleuch- 
tend. in wie weit der Kampf um den 
§ 218 und um die Einbeziehung der 
sozialen Indikationen eine wirtschaft- 
liche Angelegenheit der Aerzte ist. 
Zudem wird durch diese Eingabe das- 
schon bestehende Mißtrauen breiter 
Volksschichten gegen die Aerzte- 
schaft vertieft. Wir sind gezwun- 
gen, gegen dieses Vorgehen des Vor- 
standes, das im Widerspruch zu Tau- 
senden von Aerzten steht, die Mit- 
glieder des K. B. sind, zu pro- 
testieren. 

Wir beantragen baldmöglichst 
eine Versammlung einzuberufen, in 
der die Eingabe des Vorstandes an 
den Strafrechtsausschuß auf die Ta- 
gesordnung gesetzt ■wird und bitten, 
einen Vertreter des Hauptyor Standes 
zu dieser Versammlung einzuladen. 
Antrag für diese Versammlung; 

Der Vorstand des H. B. hat mit 
seiner Eingabe an den Straf- 
rechtsausschuß seine Kompetenzen 
überschritten. Der H, B, ist eine 
wirtschaftliche Vereinigung; eine 
Einmischung in sozialpolitische 
Dinge, die mit der Vertretung 
wirtschaftlicher Interessen der 
Aerzte nichts zu tun haben, ge- 
hört nicht in seinen Aufgaben- 
kreis. Der Vörstand des H, B. hat 
seine Stellung mißbraucht, um in 
' der Oeffentlichkeit den Eindruck 
hervorzurufen, daß die gesamte 
Aerzteschaft die Beibehaltung des: 
§ 218 des StGB, wünscht. 

Aus der sozialistischen Aerzte- 
bewegung in CSR. 

Am 14. März fand im Hörsaal des 
deutschen ehern. Institutes Prof. 
Mayer in Prag ein Vortrag des 


Zum Konflikt des Hartsnann- 
bundes mit der ireigewerk- 
schaitlichen Aerzteschaft. 

Wir haben im Januarheft 
des „Soz. Arzt" mitgeteilt, 
daß der engere Vorstand des 
Hartmannbundes die freige- 
werkschaftlichen Aerzte mit 
Ausschlußverfahren bedroht 
hat. Wie wir erfahren, haben 
die betreffenden Kollegen, vor 
allem die Unterzeichner des 
bekannten Aufrufes zur ge- 
werkschaftlichen Organisie- 
rung, ein Schreiben des H. B. 
erhalten, das die Zurücknahme 
der geplanten Ausschlußver- 
fahren verkündet. 

Vorstand des H, B. für § 218 ! 

Unsere Breslauer Genossen ersuchen 
uns um Abdruck des Briefes, den 
sie an den Hartmannbund abge- 
sandt haben: 

Breslau, 18, 3. 31. 
An den Verstand, des Hartmann- 
Bundes, Ortsgruppe Breslau 
An den Vorstand des Hartmann- 
Bundes, Leipzig 
Sehr geehrte Herren! 

Nach Pressemeldungen hat der 
Vorstand des Hartmann- 
Bundes. sich in einer .£ing.abe an 
den Strafrechtsausschuß . .des ^Remhs- 
tages für die Beibehaltung_des.I§.218, 
insbesondere gegen die Einbeziehung 
der sozialen Indikationen, ausge- 
sprochen. Wir erblicken in diesem 
Schritt des Vorstandes ein Ueber- 
schreiten seiner Konmetenzen und 
eine Einmischung in Dinge, die ihn 
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Stadtarztes Dr. Löwenstein, 
Berlin, über „Die Notver- 
ordnung im Deutschen 
Reich und ihre WirkunS 
auf die Krankenversiche- 
rung" statt, Dieser Vortrag wurde 
auf Einladung der deutschen 
sozialdemokratischen 
A e r z t e in der CSR. ahgehalten. 
Das Interesse für diesen Vortrag von 
seiten der Prager bürgerlichen Aerzte 
war kein besonderes, dafür konnte 
Genosse Senator Dr. Holitscher - 
eine Reihe von Hauptfunktionären 
der Z e n t r a 1-S ozialversiche- 
r u n g s - A n s t a 1 1, die yertreter 
der tschechischen sozialdemo- 
kratischen Aerzte und Genossen der 
Parteivertretung begrüßen. 

Gen, Dr. Löwenstein machte 
die Zuhörer zuerst mit der Ent- 
stehungsgeschichte der Notverord- 
nung bekannt. Dann zeigte er an 
der Hand eines großen statistischen 
Materials die ungeheueren Schäden, 
die sie der Volksgesundheit zufügt, 
zeigte die deutliche Verschlechte- 
rung in der Bekämpfung der Volks- 
seuchen und in der Bekämpfung mo- 
mentan auftretender Epidemien; 
z, B, ist die Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten erschwert, bei 
sonstigen Erkrankungen suchen hei 
der schweren Wirtschaftskrise viele 
Erkrankte den Arzt nicht auf, um 
' ihre Anstellung nicht zu verlieren. 
Der gegenwärtige Uebertluß an 
Krankenhausbetten erklärt sich u. a. 
daraus, daß unbedingt spitalsbedürf- 
tige Krankenversichertc es vorzie- 
hen, unzureichende Hausbehandlung 
bei Vollzahlung des Krankengeldes 
durchzuführen, als für ihre Gesun- 
dung ausreichend zu sorgen. Es ist 
heute noch unmöglich, die Schäden 
an der Volksgesundheit, die durch 
diese Verordnung für das deutsche 
Volk erstehen, zur Gänze zu über- 
sehen, Daß aber auch die Versiche- 
rungsinstitution bei diesem Zustand 
keine Vorteile ziehen wird, konnte 
er an der Hand von bisher vorlie- 
genden Zahlen beweisen. 

Die Notverordnung, die in der Zeit 
der Krise der Arbeiterschaft unter 
großem Druck abgerungen wurde 
und die später nur mit großem 
Kampf geringe Verbesserungen er- 
fuhr, liegt zum Teil im Sinn reak- 


tionärer Aerzterichttmgen, die in 
vollkommenem Mißverstehen . ihren 
mgenen Lage besonders die Standes- 
interessen bei dieser Notverordnung 
im Auge haben. Diese Aerztegrup-- 
pen haben die Meinung, daß aie. 
Arbeiterschaft ohne IGankenver- 
sicherung bleiben könne und daß an 
Stelle der Versicherung ein eigenes 
Sparsystem gesetzt werden kann. 

Daß solche Ansichten auch bei 
unseren Aerzten im Umlauf sind, 
konnte Genosse Holitscher 
dturch Hinweis auf einzelne Artikel 
in den „Aerztlichen Nachrichten" 
zeigen, und er versprach unter Bei-' 
fall der Anwesenden, daß alle 
Aerzte, die es mit der Volksgesund- 
heit ernst nehmen, gegen eine solche 
Verschlechterung der Sozialversiche- 
rung, wie sie jetzt im Deutschen 
Reich eingetreten ist, den schärfsten 
Kampf bei uns führen werden, 

Gen, Holitscher wies aber 
ferner noch darauf hin, daß in. 
Deutschland neuerlich an der Hand 
des Falles W o 1 f - der Kampf 
um den § 218, der unserem 
fluchbeladenen § 14 4 entspricht, 

entbrannt sei. Wenn auch die 
Aerzte aus medizinischen Gründen 
gegen die Abtreibung seih müssen, so. 
ist der jetzige Zustand ein un^lt- 
barer. Tausende Frauen gehen jähr- 
lich durch Schuld dieses Strafge- 
setzes zugrunde, weil sie nicht, wie 
die Reichen in Sanatorien, sondern 
bei Kurpfuschern die Abtreibung 
durchführen lassen müssen, zu der 
aus wirtschaftlichen Gründen ge 



sie 


zwungen sind. Die vielen anderen 
Verbrechen, wie die vielen Erpres- 
sungen, die ihre Ursachen in dieseni 
Gesetz haben, verlangen eine Ab- 
schaffung dieses Strafgesetzes, das 
heute keineswegs dazu geschaffen 
ist, auch nur im Geringsten seinen 
Zweck zu erfüllen. Eine Resolu- 
tion gegen den § 144 wurde 
als Sympathiekundgebung zu den 
Vorfällen in Deutschland unter gro- 
ßem Beifall der Versammlung be- 
schlossen# Mit Dank an ^den Vor- 
tra<^enden schloß Gen, Holitscher die 
erste öffentliche Versamml^rf des 
Vereins der deutschen sozialdemo- 
kratischen Aerzte. 

Am nächsten Vormittag fand die 
Generalversammlung des 
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Vereins deutscher sozial- 
demokratischer Aerzte in 
den Kluhräumen der deutschen so- 
zialdemokratischen Abgeordneten 
statt, Gen, Taub im Namen des 
Parteivorstandes, Gen, Dr, ^Jl'iener 
im Namen des Abgeordnetenklubs 
Und der sozialdemokratischen Juri- 
sten, Gen, Dr, Löwenstein^ im 
Namen der reichsdeutschen soziali- 
stischen Aerzteschaft und Gen, Dr. 
Max Popper im Namen der 
tschechischen sozialdemokratischen 
Aerzte, begrüßten die Versammlung, 

% Nach Verlesung des Protokolls be- 
N^ichtete Gen, Dr, Holitscher 
über die Tätigkeit des Vereins, Gen, 
Dr/^>^ldstein brachte den Kas- 
senbericht, . Nach einer längeren 
Diskussion, in der die künftige Tä- 
tigkeit des Vereins festgelegt wurde. 
Wurde der jetzige Ausschuß wieder- 
gewäÜt und dem Gen, Holitscher 
für seine außerordentlichen Leistun- 
gen . bei den Arbeiten des Vereins 
der herzlichste Dank der Versamm- 

Gen, Holitscher wurde in Anbe- 
fra^lrf Fallcs 'SX^olf im Omztscksn 
Reich eine Resolution beschlossen, 
die wir an anderer Stelle abdrucken 
und in der die Abschaffung 
des § 144 verlangt wird. 

Auf Antrag einiger Genossen 
wurde der Mindest-Mit- 
gliedsbeitrag mit 70 Kronen 
festgesetzt, doch wurde für jüngere 
Aerzte eine Ermäßigung auf 40 Kro- 
nen beschlossen. 

Auf Wunsch der reichsdeutschen 
Genossen wird eine Internatio- 
nale Tagung der soziali- 
stischen Aerzte zu Pfing- 
sten in Karlsbad stättfinden, zu 
der aus allen Ländern Vertreter 
kommen werden. Die Vorbereitungen 
zu .dieser Tagung werden gemeinsam 
von den tschechischen und deutschen 
sozialdemokratischen Aerzten getrof- 
fen werden. Um *42 Uhr schloß 
Gen, Dr, Holitscher die Gene- 
ralversammlung, 

Am Freitag, den 13, März fand 
in Brünn, veranstaltet von den 
dortigen sozialdemokratischen Aerz- 
ten, gemeinsam mit der Bezirksorga- 
nisation eine zahlreich besuchte 
öffentliche Versammlung 
Statt, in der Gen, Dr, Löwen- 


stein aus Berlin ebenfalls „über 
die Notverordnung im Deutschen 
Reich und ihre Auswirkungen auf 
die Krankenversicherung" sprach. 
Der Verlauf dieser Versammlung 
war glänzend; der Vortragende, so- 
wie Gen, Holitscher als Korreferent 
ernteten großen Beifall, 

Beitrittsanmcldungen zum 
Verein der deutschen sozial- 
demokratischen Aerzte sind 
zu richten an Dr, Richard 
Epstein, Aussig, Kranken- 
haus, oder an Senator Dr, A r- 
nold Holitscher, Komo- 
tau, Bezirksversicherungs- 
anstalt. 

Pressefonds 

Zum Pressefonds gingen noch 
ein: 20, — Mk, von Solow- Leipzig. 
Bereits quittiert 155, — Mk. 

Arbeitsgememschait sozialisti- 
scher Aikohoigegner. 

In der Jahresver. Sammlung der 
„Asa" am 18, März d, J. sprach 
Gen, Dr, Otto Juliusburger 
über „Psychologie und So- 
ziologie des Alkoholis- 
m u s“. Er sieht die Bedeutung 
Freuds hauptsächlich darin, daß 
er der Tiefenpsychologie wertvolle 
Anregung gab. An der Entstehung 
des Alkoholismus siud soziale Fak- 
toren in hohem Maße mitbeteiligt. 
An der Aussprache beteilitsten sich 
die Gen, G r o t j a h n und Franke 
Den Geschäftsbericht erstattete 
Gen, Dr, Drucker. Der Aufklä- 
rung der Arbeiterschaft über die 
Alkoholgefahr dienten Kundgebungen 
und Kurse, ferner die Herausgabe 
des Zeitungsdienstes, Die „Asa" 
förderte die Errichtung alko- 
holfreier Gaststätten durch 
Gewährung von Zuschüssen und 
Darlehen, Der Arbeitsgemeinschaft 
gehören 18 Organisationen und 86 
Einzelmitglieder an, 

Beschwerden i 

über mangelhafte Zustellung des 
„Soz,-Arzt“ sind an den Verlag 
(Dr. M. Flake, Berlin-Wilmersdorf, 
Waghäuseler Straße 19) zu richten. 
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BÜCHER UND ZEITSCHRIFTEN 


Allgemeine Medizin 

Nosokomeion. Viertel j ahrszeitschrift 
für Krankenhauswesen. Verlag 
W. Kohlhammer, Stuttgart. 

Diese im Vorjahre begründete in- 
ternationale Zeitschrift, die Original- 
aufsätze in deutscher, französischer 
imd englischer Sprache von hervor- 
ragenden Fachleuten aus den ver- 
schiedenen Ländern bringt, liegt jetzt 
in zwei stattlichen Bänden vor. Die 
Wichtigkeit des Problems, das 
Krankenhaus in die sozialhygienische 
Gesamtleistung einzugliedern, ist 
vom V. S.Ae. stets betont worden. 
Wir haben im „Soz. Arzt" erst 
jüngst eine Reihe von Aufsätzen 
über „Krankenhaus Und Oeffent- 
lichkeit" abgedruckt. So begrüßen 
wir das Ziel dieser Zeitschrift, das 
Krankenhaus zum Mittelpunkt plan- 
mäßiger Gesundheitsfürsorge für die 
breiten Schichten des arbeitenden 
Volkes zu machen. Aus_ der Fülle 
der Aufsätze heben wir hervor; 
Krankenhaus — Psychologie von 
J. Tandler: Wie kann' das Kranken- 
haus in Anlage, Bau und Einrichtung 
die psychologischen Voraussetzungen 
des Heilganges begünstigen? von 
H. Frey; Wege und Ziele der ge- 
schlossenen Fürsorge in der Groß- 
stadt von W. von Drigalski; What 
can European and American Hospi- 
tals learn from each other ? von 
W. H. Mausholt; Zur Fürsorge für 
geistig Abnorme von W. Alter; 
L’importance et le roe du Service 
edical dans les hopitaux pour 
l'hygisnc generale et sociale von 
R. Dujarric de la Riviere. Es ist 
erfreulich, daß für die nächsten 
Hefte des neuen Jahrganges Aufsätze 
von Genossen unserer Gewerk- 
schaftssektion über das Kranken- 
pflegepersonal und des russischen 
Volkskommissars über „Arzt una 
Krankenhaus in der Sowjetunwn 
vorgesehen sind. F« 

Knaurs Gesundheiislexikon, heraus- 
gegeben von Dr. J. Löbel, Knaurs- 

Verlag, Berlin. 

5150 Stichworte, 650 Aufsätze. 


Viel, billig und — schlecht! Mo*' 
dische Schlagworte aus allen Gebie- 
ten der Medizin: Schönheitsopera- 

tion, Ehehygiene, Gersondiät, Vex- 
jüngung, Abmagerungskur, mondäne 
Badeorte. Behandelt werden auch 
die Volkskrankheiten, aber ohne Er- 
wähnung der sozialen Krankheits- 
wurzeln! Wohnungsfrage gibt es 
nicht. Soziale Hygiene fehlt. Ab- 
treibung imd ihre Gefahren, der 
ganze § 218 wird totgeschwriegen. 
Als Krankendiät werden Kük^, 
Täubchen, gute Butter und Kaviar 
empfohlen. Für Berufskrankheiten 
gilt 'die Mahnung; erkenne die Ge- 
fahr »tnd nimm dich in acht. 

Dieser „Ratgeber“ bedeutet für die 
Kreise, an die er sich, dank dem 
billigen Preis von M. 2,85, wendet, 
für die Arbeiter- und Kieinbürger- 
bevölkerung, nicht Volksauf kiäi^g, 
sondern Verdummung und Verhöh- 
nung. Es ist kein ärztliches 
Volksbuch. . 

Illustrierte Gesundheitsschriften für 
das berufstätige Volk. Heft 1; 
Wandern, Turnen, Sport. 

Prof. Dr. Müller. — Heft 2; Tor- 
heiten im täglichen Leben. Von 
Prof. Dr. Seligmann. Heft 3; 
Gesundheit und Körperpflege. Von 
Prof, Dr. Schilf., — Heft 4; Die 
Hygiene der Wechseljahre. Von 
Prof. Dr. Liepmann. — Heft 5; 
Gesunde Kost. Von Prof. Dr. 
Schütz. Verlagsgesellschaft deut- 
scher Krankenkassen, Berlin-Char- 
lottenburg, Berliner Str. 137. Preis 
0,10 RM je Stück. 

In diesen kleinen Schriften wer- 
den wieder einmal in knapper Form 
praktische Ratschläge zur Wiedw- 
herstellung und Erhalttmg der Ge- 
sundheit gegeben. Alle sagen, vom 
Standpunkt der heutigen Wissen- 
schaft, was zum gesunden Leben 
notwendig ist, z, B. zur Ernährung 
nur gesunde gemischte Rost, um sich 
wohl und leistungsfähig zu fühlen. 
In Zeiten der Majsenarbeitslosiglwit, 
der Abbau der Löhne und der Ge- 
sundheitsfürsorge von Regierungs- 
wetten könii©n die wonljemenitcn 
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und richtigen Ratschläge^ dem Ar- 
heiter leicht wie Hohn klingen. Den 
werktätigen Massen erscheint es 
;noch wichtigerf entschlossen %'egen 
.die gesundheitliche Verelendung zu 
kämpfen , und die Voraussetzungen 
für ein gesundes Lehen zu achanea. 

R. R . 

Dr. N. Brann; Die chronischen Bein- 
leiden und ihre ambulante Behand- 
lung. 179 Seiten mit 30 Abbildun- 
gen im Text. Leipzig 1931, Curt 
kabitzsch. RM 4,20, geh, RM 5, — . 
Die chronischen Beinleiden fanden 
bisher in ihrer sozialen und medizi- 
nischen Bedeutung oft nicht die Be- 
achtung, die sie verdienten. Die 
Eingriffe durch den praktischen Arzt 
sind nach der oft vorangegangenen 
unfachmännischen Behandlung- für 
ihn ein schwieriges Arbeitsgebiet. 
Zur Förderung der fachmännischen 
Behandlung wird deshalb diese Dar- 
stellung, die von einem der erfah- 
rensten Fachärzte dieses Gebietes 
” stammt, dem Arzt gute Dienste lei- 
sten, 

Sozialpolitik und 
Wohlfahrtspflege. 

Reichsversicherungsordnung, T aschen- 
ausgabe, 14. Auflage. Verlagsge- 
sellschaft deutscher Krankenkas- 
sen, Berlin-Charlottenburg 1, Ber- 
liner- Str. 137. 450 Seiten, Vor- 
zugspreis RM 1,50. 

Die beiden Notverordntmgen brach- 
ten wichtige Aenderungen in der 
Krankenversicherung, die eine neue 
- Auflage der . Taschenausgabe der 
Reichsversicherungsordnung ur. wen- 
dig ft emacht 

"äer die Vorzüge ihrer Vorgängerin- 
nen auf. Ein ausführliches Stich- 
wörterverzeichnis erleichtert das 
Auffinden der gesuchten Bestim- 

Die Frauenarbeit in der Metall- 
industrie, Herausgegeben vom 
Vorstand des Deutschen Metall- 
arbeiterverbandes. Verlagsgesell- 
- Schaft des D.M.V., Stuttgart 1930. 
An Hand von 2622 Fragebogen, 
durch die 2748 Betriebe mit über 
dreiviertel Millionen Arbeitern er- 
faßt sind, hat der Deutsche Metall - 
.arbeiterverband das Material über 
Frauenarbeit in der Metallindustrie 
nach den verschiedensten Seiten hin 


ausgewertet. Neben den Lohn- und 
Arbeitsschutzfragen, dem Organisa- 
tionsverhältnis und den Aufgaben 
der Frauen als Betriebsräte sind von 
besonderer Wichtigkeit die Kapitel 
über die Auswirkimgen der Frauen- 
erwerbsarbeit auf die Volksgesund- 
heit und über die Fließ- und Band- 
arbeit. Die. Zahlen, die darüber 
Auskunft geben, daß im Durchschnitt 
die Männer häufiger erkranken als 
die Frauen, können dazu dienen, die 
Hetze gegen die Frauenarbeit, die 
unter der Begründung der minderen 
Leistungsfähigkeit der Frau beson- 
ders jetzt wieder geführt wird, zu 
entkräften. Andererseits zeigt die 
durchschnittliche längere _ Krank- 
heitsdauer der Frauen die Gefah- 
ren, die durch den ungenügenden 
Gesundheitsschutz, besonders bei 
Schwangerschaften und Geburten, 
der Gesundheit der Frau durch die 
Industriearbeit drohen. Für den 
Sozialhygieniker enthält das Buch 
eine FüUe wichtigen Materials und 
ist daher dringend zu empfehlen. 

Da F- 

Alkoholismus 

Alkohol und Krankheit. Von Pro- 
fessor Dr. W. Bachmann. Hohen- 
eckverlag, Berlin SW 48, 20 Sei- 
ten, Preis 90 Pf. 

Diese Schrift beschränkt sich 
darauf, die Einwirkungen des Alko- 
hols auf den menschlichen Körper 
an der Hand von medizinischen 
F orschuagsergebnissen darzustellen. 
Die Zusammenhänge zwischen Kapi- 
tal und Alkoholangebot in jeder 
Form, die Bedeutung der proletari- 

die Be- 
deutung der Sportbewegung und Ju- 
gendbewegung und die Bemühungen, 
durch zielbewußten Klassenkampf 
gegen alkoholbewußte Machenschaf- 
ten des Kapitals vorzugehen, be- 
handelt Verfasser nicht. 

Georg Loewenstein, Berlin. 

Verschiedenes 

Josef Maria Frank: Das Leben der 
Marie Szameitat. Verlarf „Der 
Bücherkreis", Berlin SW 61. 
Preis 4,80 RM. 

Das Leben einer von Ungezähl- 
ten. Das Leben eines Landarbeiter- 
kindes, das nach seinem ersten 
„Fehltritt" aus der ostpreußischen 
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Heimat nach Berlin geschickt wird, 
dort das Kind zur Welt bringt, wie- 
der „ehrlich“ wird und sich als bra- 
ves Dienstmädchen braver Burger- 
leutc sein Leben ehrlich verdient. 
Bis sie plötzlich den Vater ihres 
Kindes wiederfindet und ihn, als sie 
sich wieder Mutter fühlt, heiratet. 
Zuerst geht alles gut. Aber der 
Mann, Kellner, wird Opfer seines 
Berufes, er beginnt zu trinken. Ma- 
rie bringt mit schwerer und opfer- 
voller Arbeit durch Zeitungstragen, 
Aufwartestellen usw. sich und die 
Kinder durch. Oft nahe am Schei- 
tern, siegt ihr Mut und die Liebe zu 
den Kindern immer wieder. Aber 
als der Mann sie in der Trunken- 
heit vergewaltigt und ein neues, 
schwer belastetes Kind ^ sein Leben 
ankündigt, kann sie nicht weitCT. 
Niemand hilft ihr. Aus dem vorneh- 
men Sprechzimmer des Arztes, in 
dem viele reiche Damen ^^ilfe fin- 
den, wird sie vertrieben. Eine weise 
Frau macht endlich den Eingriff. 
Zu soät. Im Grunewald, wohin sie 
sich mit letzter Kraft schleppt, wird 
sie von Polizisten aufgegriffen, als 
sie eben dabei ist, die Reste des un- 
ausgetragenen Kindes zu verschar- 
ren. Im Untersuchungsgefängnis 
macht sie dem traurigen Leben nach 
so viel Mühen und Entbehrungen, 
nach so viel Kraft und Mut, ein 
Ende. Ein Proletarierschicksal, wie 
es sich jeden Tag irgendwo erfüllen 
kann; überall dort, wo ein Aus- 
nahmegesetz gegen Prolctaricrfraucn 
seine Opfer fordert. Viele Einzel- 
heiten sind sehr gut und packend 
geschildert. Und doch ist es Frank 
nicht ^elungenif dieses Leben als das 
zu schildern, was es ist,^ als_ Klassra- 
schicksal. Marie steht isoliert, ohne 
Kontakt mit der Klasse, bis zum 
Ende bleibt ihr Schicksal Einzel- 
schicksal, sie ringt si(^ nicht duren 
zu der Erkenntnis, daß sie eine von 
vielen ist. Das Buch ist kein pro- 
letarisches, kein sozialistisches, aber 
cs wirkt als gewaltige Anklage und 
kann deshalb auch auf Indifferente 
seine Wirkung nicht verfehlen. Des- 
halb ist es trotz seiner Schwächen 
zu begrüßen. 

Francesco F, Nitti: Flucht. Kart. 
3,80 RM, Verlag Müller & J. Kie- 
penheuer, Potsdam. 


Wir kennen aus zahlreichen 

Schriften das brutale Unter- 

drückungssystem im Lande Musso- 
linis. Dieser ehemalige Revolutionär 
und Sozialist führt heute mit den ge- 
meinsten ' Mitteln bis zum Meuchel- 
mord den Kampf gegen die Arbeiter- 
schaft und ahndet mit schwersten 
Strafen selbst die leiseste Kritik an 
seiner Staatskunst. Nitti schildert 
die Geschichte von drei jungen Men- 
schen aus dei’ Mittelklasse, die we- 
gen ihrer liberalen Gesinnung ohne 
Verhör nach Lipari, einer kleinen 
•Insel bei Sizilien, verschickt und 
dort in grausamer Gefangenschaft 
gehalten wurden. Eine sehr drama- 
tische Flucht wurde vorbereitet ' von 
jungen Italienern, die sich den 
teh Gefahren aussetzten, Das Buch 
ist geeignet, den glühenden Haß ge- 
gen den Faschismus in allen Ländern 
zu schüren und den Abv^ehrkampf 
gegen die gefügigen Werkzeuge des 
Kapitalismus und aller reaktion^ea 
Mächte zu verstärken. ^ F. 
Sozialistische Bildung. Berlin SW 68. 

Das Märzheft bringt eine einge- 
hende Untersuchung von E. Böse 
über „Rassenprobleme und ilfarxfs- 
mus“, in der die Stellung der so- 
zialistischen, Theoretiker zumRMsen- 
problein dar^estcllt wird- G- Beyer 
behandelt das Thema „Sozialpsycho- 
togie am Mikrophon'. H. Reich 
schreibt über die „Schallplatte als 
Volksbildungsmittel“. Das Heft ist 
mit den Beilagen „Bücherwarte und 
„Sozialistische Bildung" zum Preise 
von 1,50 RM vierteljährlich durch 
• die Post oder den Verlag J. H. W. 
Dietz zu beziehen. 

Michael Gold: Juden ohne Geld. 
Neuer Deutscher Verlag, Berlin 
W 8, Preis kart 4,— RM. , 
Der Roman schildert cnarakteri- 
stisch die Schicksale der ostjüjh- 
schen Ausy/andercr in der Easteide 
New Yorks. Kneipen, Bordelle, lüs- 
derelend, Verbrechertum, Afbeits- 
losigke iti die große Enttäuschung^ 

Briefkasten 

E. in Z. Es ist erfreulich, daß 
Stimmung in Ihrem ärztlichen Be- 
zirksverein hinsichtlich der Schwan- 
gerschaftsunterbrechung sich erheb- 
Tich geändert hat. Der Antrag der 
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Berliner Aerztekannner wird Ihnen 
zugestellt. .. 

N. In B. Die Eingabe des Hajrt- 
nxahnbundes an den Strafreciitsaus- 
schuß gegen die Beseitigung iea 
§ 218 ist inzwischen ‘'Von verschie- 
denen Seiten veröffentlicht word^. 
Unsere Breslauer Kollegen haben 
bereits ein Protestschreiben — in 
dieser Nummer- abged^ucki — ver- 
sandt. Auch in Berlin ist ein Pro- 
test selbst uns fernstehender Kolle- 
gen in VorbCTeitung. 

A. in Wien. 5h Wien können Sie 
jetzt an den Verkaufsstellen den 
„Söz. Arzt“ regelmäßig erhalten. 

S. B. hl Schlesien. Wir empfeh- 
len Ihnen das kürzlich im Universi- 
tas-Verlag erschienene Buch unseres 
Gen, Dr. Max Ho dann : Sowjetunion, 

Internationale Frauenliga für 
Frieden und Freiheit; Wir machen 
gern auf Ihre Aktion zur internatio- 
nalen Kundgebung für die Weltab- 
rüsiung aufmerksam. 

Die Postkarten liegen dieser Num- 
mer des „Soz. Arzt" bei. 


D. in Wien. Der Artikel von 
Siegfried Bernfeld über „Kassen- 
ärztliche Psychotherapie" ist im 
„Soz. Arzt“ Jahrg. 1930, Heft 2 er- 
schienen, Die Nummer ist leider 
vergriffen. 

cand. med. S. Zahlreiche Stu- 
denten und Studentinnen der Medi- 
zin sind bereits dem V. S. Ae. bei- 
getreten. Ihre Mitarbeit wird von 
allen Ortsgruppen freudig ange- 


nommen. 


M. in D. Die „Sanitätswarte“, die 
Zeitschrift für das gesamte Heilper- 
sonal, wird allen gewerkschaftlich 
organisierten Kollegen zugestellt. 


Weltbühne. Zur Aufklärung; Mit 
der kurzen Formulierung „Amnestie 
tür die proletarischen Opfer des 
§ 218" in unserer Resolution soll- 
ten die gewerbsmäßigen Ausbeuter 
und Nutznießer des § 218 von der 
Amnestie ausgeschlossen sein. 
Muckertum soll weder durch Vor- 
der- noch Hintertür eingeschmuggelt 
werden. 



Hinweis!- Diesem Heft liegen Pr o spekte der nachstehenden 
Finnen bei: N o r d m a r k - W e r k e, H a m b u r g 21 (Lmctusal) ; D e u t- 
's che i fP^ha tm a ze u t i s c h e Gesellschaft „Norgine m. b, 

H-v Berlih W; Str. 61. 


OeSegGBisli^BtsIcsiijf 

Wertvolles Zeiß-Mikroskop, fast neu, med. Untersuchungr,stuhl etc. 
zu verkaufen. Anfragen an den 

Voi* *lag FIsROj Berlin -Wilmersdorf, Waghäuseler Str. 19 
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Sanliälsdepot Paul Brfickner 

Leipzig -West 32 


Fabrikation-Großhandlung von Verband- und Instrumentenschränken 
VÖllstKnclIge Einrichtung fUr Sprechzimmer u. Krankenhäuser 

Instrumente - für Chirurgie, Anatomie, Elektrotherapie aller Art, Rekord- 
. spritzen . für .jeden Zweck, Sterilisierapparate, Höhensonnen, Verbandsstoffe, 
medizinische Glas- und Gummiwaren. 

Z6ntralelnkaufsstelle fOr Arzte und Krankenhäuser. 

Bitte Preiskatalog S. 931 einholeh. — Fachmännische Bedienung. 


Vaantwortlich für die Redaktion: Dr. Ewald Fabian. Verlag und Druck; 
Carl Ringer. & $ohn G.m.b,H., Berlin S 59, Hasenheide 54; Tel. Baerwald 3325. 
Für Inserate: M. Wittenberg, W 15, Lietzenburger Str. 4 (Tel. J, 1, Bis- 

• >. . majck. 51 ^3) -^ .Postscheck-Konten: Berlin 40054 — Prag 501347 


STELLEIiTAFEL 

(Zuschriften an die Redaktion des 
„Soz. Arzt'* erbeten.) 

Vetlreler oder Jfaafolffer 
eines Stadtorzles 

(Gehalt monatlich 5-600 Mark) 
in Sachsen gesucht. Wohnung 
vorhanden. 


I 


In einer westlichen Stadt 
(9000 Einw.) 

Ifiederlassuttff enoänsiäi 

Krankenkassenzulassung, neben- 
amtl. Fürsorgestelle. Nur noch 
ein Arzt am Orte. 

cand. med. sucht Stellung als 

Sprechslnnden-wile I 


bei Arztgenossen. 
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jerehMottejisiÄ 

(Ortsgruppe Gr. Berlin) 

Öffentlidie Diskussion 

Dienstag, 14. April 1931, abends 8 Uhr 
in den Spichernsälen (unterer Saal), 
Spichemstraße 3 a, Nürnberger Platz. 

1. Ärzteschaft und §218 
Es sprechen : 

Dt. Ehe Kienle-Jacobowitz 
Dt. Emst Haase 
Dt. AljTed AlexandeT 
Dt. Hedwig PTageT-HeitiTich 
Dt. L. Klauber 

2. Diskussion 

Gäste willkommen! 

Für den Vorstand: 

Dt. Ewald Fabian, Uhlandstr. 52 

Mit glie d erversammlung j 

Freitag, 24. April j 


MALERHÜTTE 
S BERLIN f;::; 

N0 18, LANDSBERGER 
mHB ALLEE 38-39 

VORMALS 

MALEREIGENOSSENSCHAFT 
FERNRUF: E4 ALEX. 5628-30 


ALLE MALERARBEITEN 
INSBES.: BEHANDLUNGS- 
RÄUME, WARTERÄUME. 
GESCHMACKVOLLE 
WOHNUNGS-RENO- 
VIERUNGEN /ERBITTEN 
SIE OFFERTEN - 



Zeitschrift des ,, 

Vereins Sozialistischer Arzte 

Geleitet von E. Simmei und Ewaid Fabian 

Aus dem Inhait der März-Nummer: 
Gegen die Kuiturreaktion! Gegen den Abtrei- 
bungsparagraphen i Aiired Döbiin; Friedrich 
Woli; Entschiießung des VSX. / Arbeitsioslg- 
keit und Voiksgesundiieit / Ärztiiehe und prak- 
tische Eriahrungen aus dem Leben der Berg- 
arbeiter, Kart Grimm / Zum Bewahrungspfobieni, 
Georg Loewenstein / Die Krise der Arbeits- 
therapie, Paul Levy / Diskussionsbemerkung, 
Prof. Julius Heller / Kampf um gesundheitliche 
Sicherheit in Sowjet-Rußland, Max Hodann 
Rundschau: Politische Anatomie / Religion ist 
Trumpf / Der Setzer ist schuld / Wo nicht 
gespart wird / Gesundheitsdiens t bei Naziärzten 
Aus der sozialistischen Ärztebe%^egung / Bücher 
und Zeltschriftea 

Preis des Heftes .50 HM. 
Bestellungen durch den Verlag Dr. M. 
Flake, Berlin -Wilmersdorf, Waghln- 
seler-Straße 19 
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Der 


Verein Sozialistischer Arzte 




bezit'sckt den Zusammenschluß aller sozialisti- 
schenÄrztCf unabhängig von ihrer Zugehörigkeit 
zu einer der sozialistischen Parteien. Er nimmt 
Stellung zu allen, das Heil- und Gesundsheits- 
tvesen betreffenden Fragen vom sozialistischen 
Standpunkt aus. Er will Gesetzgebung und 
Verivaltung in Staat und Gemeinde in seinem 
Sinne beeinflussen. Ebenso will er die sozia- 
listischen Parlamentsfraktionen und die. Ar- 
beiterorganisationen in allen sozialhygienischen 
Fragen beraten. — Der Verein erstrebt eine 
wirkliche Zusammenarbeit von Ärzten und 
Versicherungsträgern im Dienste der Volksge- 
sundheit. Er will das Verständnis für seinHaupt- 
ziei, die Sozialisierung des Heilwesens, 
in der Ärzteschaft und in der Öffentlichkeit 
fördern und die Verbindung gleichgesinnter 
Organisationen im In- und] Ausland enger 
gestalten. ■ — Mitglieder können Ärzte und 
Ärztinnen werden, die sich zum Sozialismus 
bekennen. Studenten und Studentinnen der 
Medizin können als außerordentliche Mitglieder 
aufgenommen werden. Der Beitrag ist auf 
13 M. jährl. (inkl. Zeitschrift) festgesetzt, er kann 
auf Antrag herabgesetzt oder erlassen iverden 


War abrretincn und an Or. Ewald Fabian. Berlin IF 15, Uhlandetr. 32, eintenäenl 

*) Ich trete dem „V. S. als Mitglied bei 

(Mitglieder erhalten die Zeitschrift „Der Sozialistische Arzt" giatis.) 

Ich bestelle hierdurch die Monatsschrift 
Der Sozialistische Ar 


I 


■ 


(Bezugspreis jährlich 4,50 Reichsmark inkl. Porti) 


Name: 
Ort: . . 


Wohnung: 


*) Niehi Zutrefftndei ist zu tireicha:i. 


